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Jn Jtalien gärt es weiter.
Bern, 8. Juli. (W. T. B.) Die Verordnungen über die

Herabſetzung der Lebensmittelpreife haben in Jtalien den erwar
iel nicht gehabt. Die Lebensmittelunruhen wiederholen

an vielen Orten. Ruhe herrſcht nur in den Städten mit ge
nügend ſtarken Beſatzungen. In vielen Orten wurde neuerdings
der Generalſtreik erklärt. Die Unruhen führen überall zu
Plünderungen und Zuſammenſtößen mit der berittenen Polizei.
Jn Genug ſtürmte die Menge ein Polizeigebäude, wobei eine
Perſon getötet und 30 verwundet wurden.

Jn Mailand und Turin haben ſich am Sonntag die Aus-
ſchreitungen wiederholt. Jn Turin wurden am Sonntag 400
Franzoſen verhaftet.

Einem Drahtbericht der Frankf. Zig. zufolge haben die Teue
rungsunruhen in Jtalien deshalb eine große Bedeutung erlangt,
weil die Arbeiterorganiſationen, insbeſondere die Arbeitskammern
die ſpontan ausgebrochene Bewegung in die Hand genommen
haben. Die ſozialdemokratiſche Parteileitung ſteht an der Spitze
der Bewegung. Der Parteiſekretär erließ eine Bekanntmachung,
worin es heißt, die Bewegung ſei die Folge einer ſchon zu weit-
getriebenen Regierungspolitik, ſo daß noch zwei Millionen Mann
unter den Waffen feſtgehalten würden, während die Drohung
neuer internationaler Konflikte weiterbeſtehen bleibe, ein Völker-
friede den Jmperialismus der Unterdrückung fortſetze, die ver
brecheriſche Blockade nicht aufgehoben werde und die proletariſchen
Republiken des Oſtens durch ſogenannte Befreiungs-Expeditionen
unterdrückt würden. Nur die internationale Soziali-
ſierung könne aus dieſem Zuſtand herausführen. „Wie heute
die Romagna ſo ſchreibt der von den Feſſeln der Zenſur
befreite Avanti ſo wird auch morgen ganz Jtalien
einig ſein bei der Aktion zur Befreiung der Maſſen von den wirt-
ſchaftbichen Sklavenketten der Bourgeoiſie.“

Der internationale Proteſtſtreik.
Vern, 8. Inli. (W. T. B). Der Generalrat des allgemeinen

italieniſchen Gewerkſchaftebundes macht bekannt, daß auch die
italieniſchen Eiſenbahner ſich dem internationalen Proteſt
ſtreik anſchließen. Nach dem Avanti wurde eine Tagesordnung
vorgelegt, die in der Hanptſache folgendes beſagt: Das italieniſche
Proletariat beſchliet, ſich mit größter Energie gegen die
Unterdrückungspolitik der Entente aufzulehnen, die
darauf ausgeht, die Eowjetrepubliken und die durch den Krieg
entſtandenen neuen Regimes niederzuhalten. Dieſe allen Grund
ſätzen des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker und aller Gerechtig-
keit hohnſprechende Politik findet in der Anerkennung von allen
freiheitlich Geſinnten bekämpften ruſſiſchen Abenteurers Koltſchak
und in den Friedensbedingungen, wie ſie von der Entente dem
deutſchen Volke auferlegt worden ſind, ihren Ansdruck. Um gegen
dieſen Geiſt der Reaktion und Unterdrückung, der die Leiter der
Ententepolitik beherrſcht, und gegen die volksfeindliche Politik der
eigenen Regierung zu proteſtieren, wird am 20. und 21. Juli
das italieniſche Proletariat mit Ausnahme der im Sanitätsdienſt
beſchäftigten Leute in den Generalſtreik eintreten.

Hanag, 8. Juli. Der Ausſchuß des nationalen Ar
beiterſekretariats in Holland hat in einer Verſamm-
lung mit der Arbeiterföderation beſchloſſen, den allgemeinen 24-
ſtündigen Streik am 21. Juli, der bereits von den franzöſiſchen,
britiſchen, italieniſchen und belgiſchen Arbeitern vereinbart wurde,
zu unterſtützen und ſich daran für Holland zu beteiligen. Es wer-
den weiter Unterhandlungen mit anderen Arbeiterverbänden ge-
führt. Während ſich der allgemein- Demonſtrationsſtreik haupt-
ſächlich gegen die Jnterventionin Rußland richtet,
wünſcht die holländiſche Streikbewegung damit eine Kund-
gebung gegen die Preiserhöhung der Nahrungs-
mittel zu verbinden.

Die Friedensfeier der franzöſiſchen Sozialiſten.

Genf, 8. Juli. Wie aus Paris berichtet wird, haben die fran
zöſiſchen Sozialiſten den Beſchluß gefaßt, ſich der von
der Regierung für den 14. Juli angeordneten Siegesfeier
fernzuhalten. Sie beabſichtigen vielmehr, beſondere
Feiernzu Ehrendes Friedens zu veranſtalten, in denen
in der Hauptſache der 14 Millionen Toten gedacht wer-
den ſoll, die Opfer des Weltkrieges geworden ſind.

Die Ratifizierung des Friedensvertrages.
Die Ratifizierung des Friedensvertrages iſt nunmehr endgültig

auf den heutigen Mittwoch feſtgeſetzt worden. Die Fraktionen
wollen ſich darauf beſchränken, kurze Erklärungen abgeben zu
laſſen. Der Staatenausſchuß hat der Ratifizierung des
Vertrages bereits zugeſtimmt.

Der Prozeß gegen die deutſchen Generale.
Genf, 8. Juli. Echo de Paris meldet, daß ver Prozeß gegen

die deutſchen Generale in Paris durchgeführt werden wird.
Paris werde das Schauſpiel erleben, etwa 60 deutſche Gene-

5

Streik amerikaniſcher r Temps meldet ausBoſton: Nachdem den Journaliſten die Anerkennung der von
ihnen gegründeten n verweigert worden iſt, ſind
die Angeſtellten aller Zeitungsbetriebe in den Ausſtand getreten.
Das techniſche Perſonal hat ihre Unterſtützung beſchloſſen.

Die Lage im Eiſenbahnerſtreik.
Die Lage im Eiſenbahnerſtreik im Reiche iſt im weſentlichen

unverändert. Während in Frankfurt a M., wie bereits gemeldet
war, die Arbeit wieder aufgenommen wurde, verharren andere
große Eiſenbahnknotenpunkte weiter im Streik. Insbeſondere
ließen ſich die Hannoverſchen Eiſenbahnarbeiter durch keine
Drohungen zur Arbeitsaufnahme einſchüchtern. Trotz der voll
kommenſten Ordnung und Diſziplin, die die Streikenden hier be-
wahrten, hat der militäriſche Kommandant über Hannover den
Belagerungszuſtand verhängt. Jnfolgedeſſen rücken Frei-
willigenformationen in die Stadt. Als ſie ſich am Bahnhofe einer
großen, ſich aber völlig ruhig verhaltenden Menge gegenüber-
ſahen, griffen ſie ohne weiteres zu ihren Waffen und ſchoſſen
ohne daß ein Offizier den Befehl gegeben hatte, blindlings ſcharf
in die Menge hinein. Hierdurch wurde eine größere Anzahl Per-
ſonen verwundet und getötet. Trotz dieſer unerhörten
Provokation hat die Hannoverſche Arbeiterſchaft ihre Ruhe nicht
verloren. Auch in allen anderen Orten haben die Streikenden
ſich keiner Ausſchreitungen von verſchwindenden Ausnahmen
abgeſehen zuſchulden kommen laſſen. Trotzdem wird von
bürgerlicher und rechtsſozialiſtiſcher Seite mit den gröblichſten
Entſtellungen gegen die Streikenden gehetzt. So wurde z. B. zu
erſt berichtet, die große in Brand geratene Güterhalle ſei von
ſpartakiſtiſchen Streikenden angezündet worden. Jetzt müſſen die
Politiſch-Parlamentariſchen Nachrichten zugeben, daß der Brand
infolge Exploſion eines Säurewagens entſtanden iſt.

Das ficht natürlich die ehrenwerte kapitaliſtiſche Preſſe nicht an,
die Maſſen gegen die Eiſenbahner weiter aufzuhetzen. Am ge-
meinſten benimmt ſich dabei die Deutſche Tageszeitung, eines der
ſchlimmſten a acherorgane. So bringt es dieſes
Blatt fertig, von der üblen Bösartigkeit des Eiſenbahnerſtreiks
zu ſchreiben, welche in den allerorten zutage getretenen Sabo-

jgekten und in der grundſätzlichen Negarion ſelbſt der dringend-
ſten Notwendigkeit der Lebensmittelverſorgung zutage getreten
ſei. Dieſe Angaben der Deutſchen Tageszeitung ſind bewußt un-
wahr, denn alle, auch die offiziellen, Nachrichten aus den Streik-
orten haben, von verſchwindenden Ausnahmen abgeſehen, aus-
drücklich hervorgehoben, daß die Lebensmittelzüge auf ausdrück-
lichen Beſchluß der Streikenden vom Streike nicht in Mitleiden-
ſchaft gezogen wurden.

Zum Schluſſe ſchreibt die Deutſche Tageszeitung nach militäri-

ſächlich Militär als Streikbrecher verwenden würde, die Leiden-
ſchaften der Streikenden hierdurch noch mehr aufgepeitſcht würden.
Doch das liegt ja gerade in der Abſicht dieſer Hetzer, die nur
darauf hinarbeiten, um einen Vorwand zu bewaffnetem Ein-
ſchreiten des Militärs und zum Arbeitermorden zu finden.

Hamburg ſtreikt nicht.
Hamburg, 8. Juli. (W. T. B.) Die Vertreterverſammlung

des Deutſchen Eiſenbahnerverbandes, die heute nachmittag 2 Uhr
ihre geſtern abend abgebrochenen Beratungen wieder auſnahm.,
nahm nach fünfſtündiger lebhafter Auseinanderſetzung folgende
Entſchließung an:

„Die heutige Funktionärverſammlung des D. E.-V. erklärt nach
dem Abſtimmungsergebnis und den Berichten aus der Provinz,
Abſtand zu nehmen von einem örtlichen Streik.
Sie empfiehlt dringend den bereits im Ausſtande befindlichen
Kollegen, umgehend die Arbeit wieder aufzunehmen. Sie ver-
langt, daß der Hauptvorſtand unverzüglich die Verhandlungen mit
dem Miniſterium aufnimmt und die Eiſenbahnerforderungen zu
gegebener Zeit zentral durchführt. Die Vorbereitungen hierzu
ſind ſofort zu treffen.“

Die Abſtimmung erfolgte in Anweſenheit von 147 Vertrauens-
leuten mit 134 Stimmen für und 7 Stimmen gegen die Ent-
ſchließung bei 6 Stimmenthaltungen.
Die Betriebswerkſtatt Ohlsdorf hat heute die Ar

beit eingeſtellt. Die Einſtellung iſt erfolgt ohne Zutun des
Verbandes und der Vertrauensleute. Die Betriebswerk-
ſtatt Hamburg B hat heute mittag ebenfalls die Arbeit nieder-
gelegt, mit der Begründung, daß ſie für Harburg Streikarbeit
leiſten ſollte.

Das endgültige Ergebnis der ſchon gemeldeten Urab
ſtimmung iſt folgendes: Es wurden insgeſamt 11 780 Stimmen
abgegeben, davon 6638 für und 4428 gegen den Streik; 105 Stim-
men waren ungültig, 619 hatten ſich der Stimmabgabe enthalten.
Nach Maßgabe des Verbandsſtatuts bedarf es zur Herbeiführung
der Arbeitsniederlegung einer Dreiviertelmehrheit.

Teilſtreiks in Oberſchleſien.

rale als Angeklagte zu ſehen. Die erſten Prozeſſe gegen die
Mitglieder des deutſchen Generalſtabes würden Ende September
vor ſich gehen.

Die Zuſammenſtöße in Finme.
Bern, 8. Juli. (W. T. B.) Nach einem Bericht des Corr della

Sera wurden am Sonntag abend bei den Zuſammenſtößen in Fiumeſieben Franzoſen auf offener Straße nach heftiger Gegenwehr
niedergemacht. Eine Anzahl franzöſiſcher Kolonialſoldaten wurde
von den Jtalienern gefangen genommen. Die italieniſchen Blätter

lten ſich vorläufig noch jeden Kommentars, geben aber franzöſiſche
ätterſtimmen wieder, die für General Savy Partei nehmen und

alle Schuld auf die Italiener ſchieben.

Kattowitz, 8. Juli. (W. T. V.) Noch Mittei'ung der
Preſſeſtelle ſind auf Bahnhof Aarnowitz die Eiſen
bahner ausſtändig. Sie fordern die Lohnſätze einer
höheren Teuerungsgone. Verhandlungen ſind ſofort angeknüpft
worden. Augenblicklich iſt der Ver?ehr Tarno vitz--Oopeln, Tarno-
witz Kreuzburg und Tarnowitz--Beuthen geſperrt. Die Streik-
leitung tagt im Bahnhofsgebäude. Sie to, I fur Lie Milchbeförde-
rung Sorge tragen.

Der Berliner Straßenbahnerfſtreik
geht weiter. Zu vier Verſammlungen beſchloſſen geſtern die
Straßenbahner und ebenſo die Hochbahnangeſtellten, den Aus
ſtand fortzuſegen bis zur Erringung des Sieges.

ſchen Streikbrechern. Es iſt klar, daß, wenn die Regierung tat

Die Nürnberger Taguug.
Der zehnte deutſche Gewerkſchaftskongreß iſt

ſo verlaufen, wie er gar nicht anders verlaufen konnte. Die
Jnſtanzenpolitik, die „Opportunitätspolitik“ hat den Sieg davon
getragen und die Oppoſition iſt in der Minderheit geblieben.
Allerdings, dieſe Minderheit war keine kleine, brachte die Oppo
ſition doch nahezu ein Drittel aller Stimmen auf, mit denen ſie
bei den wichtigſten Abſtimmungen ihr Gewicht in die Wagſchale
warf. Die beiden Lager, auf der einen Seite die Anhänger der
Generalkommiſſion, auf der anderen Seite die Oppoſition, waren
ſcharf abgetrennt in allen Fragen prinzipieller Natur. Der
Stimmenunterſchied war ſtets der gleiche. Darin liegt der beſte
Beweis, daß die Meinungen der Delegierten längſt geklärt ſind
und daß es eigentlich der langen Debatten kaum noch bedurft
hätte, wenn dieſe nur allein den Zweck gehabt hätten, ſich gegen
ſeitig zu überzeugen. Aber es lag wohl auf beiden Seiten das
Bedürfnis vor, ſich gegenſeitig noch einmal gehörig auszuſprechen,
und dieſem Bedürfnis wurde beſonders bei dem Rechen
ſchaftsbericht der Generalkommiſſion Rechnung getragen.

Legien rechtfertigte die Kriegspolitik der Generalkommiſſion
mit den vorhandenen Realitäten zu Beginn des Krieges, die gar
keine andere Politik zugelaſſen hätten und auch einige andere Ver
teidiger dieſer Politik wieſen auf die Schwierigkeiten hin, mit
denen auch die deutſchen Gewerkſchaften damals zu rechnen hatten.
Auf der einen Seite war dies die Diktatur des Säbels,
auf der anderen der Unverſtand der Maſſen. Das mag
alles zugegeben werden, rechtfertigt aber durchaus nicht die
Stellungnahme, die die oberſte Jnſtanz der deutſchen Gewerk
ſchaftsbewegung denen gegenüber einnahmen, die den Krieg nicht
nur aus vollem Herzen haßten, ſondern auch unter Aufbringung
reichlicher perſönlicher Opfer bekämpften. Wir wollen nicht noch
einmal alle dieſe dunklen Kapitel aufführen. Sie ſind genügend
bekannt und werden nie vergeſſen werden. Aber das eine muß
doch noch einmal mit aller Deutlichkeit betont werden: Selbſt
wenn die Generalkommiſſion geglaubt hatte, am beſten im Sinne
der deutſchen Arbeiterbewegung zu handeln, wenn ſie nicht eben
falls den Kampf gegen die imperialiſtiſchen Mächte aufnahm, die
mitſamt ihren Bundesgenoſſen ſtärker waren als die deutſche
Arbeiterbewegung, dann hätte man doch wenigſtens verlangen
können, daß ſie ſich paſſiv verhielt und die Zeit ruhig ab
wartete, bis ſie eine andere werden würde. Das hat ſie aber nicht
getan; ſie hat ſich im Gegenteil an die Bruſt der ſchärfſten Gegner
der deutſchen Arbeiter geworfen, ſie hat Arm in Arm mit ihnen
jene Männer und Frauen beſchimpft und verfolgt, die in glühen-
der Begeiſterung ſich nicht von ihrem Jdeal trennen konn
ten und gewillt waren, die höchſten Opfer zu bringen, um ihr
Volk vor dem Verderben, das ſie kommen ſahen, zu retten. Das
Verderben iſt gekommen, es wäre gekommen, auch wenn „die
Front nicht von der Heimat aus zermürbt“ worden wäre, wie das
vorwurfsvoll von den Mehrheitsrednern des Kongreſſes der Oppo-
ſition gegenüber geſagt wurde. Dieſes Verderben wäre vielleicht
dann erſt noch etwas ſpäter gekommen, aber noch viel grauen-
voller, als wir es jetzt vor uns ſehen. Der Krieg hätte vielleicht
ein halbes oder ein ganzes Jahr länger gedauert, die Zerſtörungen,
die er anrichtete, wären noch um vieles vermehrt worden, aber
es wäre doch ſo gekommen, wie es gekommen iſt, die Mittelmächte
wären eines Tages doch beſiegt worden. Wer das nicht einſehen
will, dem iſt nicht zu helfen, der iſt mit Blindheit geſchlagen. Und
wahrlich, die Generalkommiſſion und ihre Freunde können ſich
glücklich ſchätzen, wenn ſie ſich weiter keinen Vorwurf machen
brauchen, als daß ſie mit Blindheit geſchlagen waren. Wir wollen
das zu ihren Gunſten annehmen.

Der Kongreß hat der Generalkommiſſion mit einer Zwei-
Drittel- Mehrheit das „Vertrauen“ ausgeſprochen. Es ſind gewiß
viele unter denen, die dieſes Vertrauen ausſprachen, die trotzdem
nicht mit dieſer Politik einverſtanden waren, die aber angenommen
haben, daß die Generalkommiſſion aus beſtem Willen heraus dieſe
Politik getrieben hat. Wir halten aber dieſe Sentimentalität für
falſch, in der Politik darf nicht entſcheiden, was der Wille, ſondern
was der Erfolg war. Und der Erfolg war eben der, daß unſer
Volk tief unglücklich geworden iſt, wozu die Politik der General
kommiſſion ihr gut Teil beigetragen hat.

Nun fahren dieſe Männer mit dem Vertrauen in der Taſche
wieder nach Hauſe, von neuem betraut mit der Führerſchaft der
ſtärkſten Arbeiterbewegung der Welt. Auch ihre weitere Politik
ſoll nun wieder richtunggebend ſein. Und wie ſieht nun dieſe
Politik aus, deren Stempel ſie von neuem der deutſchen Gewerk-
ſchaftsbewegung aufdrücken dürfen. Darüber hat der Kongreß
auch Klarheit geſchaffen.

Dieſe Politik ſteht von vornherein in ſchroffſtem Gegenſatz zu
dem Wünſchen und Hoffnungen eines großen Teiles der deutſchen
Arbeiterſchaft. Die Arbeitsgemeinſchaften ſollen es ſein, mit
deren Hilfe die Arbeiterſchaft ihr wirtſchaftliches Leben verbeſſern
und ihren Einfluß auf das Wirtſchaftsleben geltend machen ſollen.
Was über die Arbeitsgemeinſchaften zu ſagen iſt, das
haben wir bereits ſo oft geſagt, daß dem nicht mehr viel hinzu
gefügt werden braucht. Sie ändern an dem alten Ausbeutungs-
ſyſtem ſo gut wie gar nichts, da ſie die Machtverhältniſſe zwiſchen
Kapital und Arbeit nicht aufzuheben vermögen. Es iſt gut ſo,
daß die Verfechter der Arbeitsgemeinſchaften ſelbſt darauf hin
wieſen, daß der Kampf gegen die Arbeitsgemeinſchaften mit den
ſelben Argumenten geführt wird, wie früher gegen die Tarif-
gemeinſchaften. Dieſe Argument- beſtehen nämlich noch h

und es iſt nur ein Jrrtum, wenn angenommen wird, als wenn
der Kampf gegen die Tarifgemeinſchaft bereits aufgegeben wag
Nein, er ſchlummerte nur, weil er nicht die Kraft hatte, ſich nach

zwei Fronten hin zu richten, nämlich nach rechts gegen die brutale



Willkür der Unternehmer und Behörden,Jndolenz der Maſſen. v
Seit der Revolution haben ſich die

ändert, oder ſagen wir beſſer, ſie lagen etwas anders als vor dem
Kriege. Die Stützen des Unternehmertums waren zuſammen
gebrochen und dieſes ſelbſt zitterte vor der Macht des Proletariats.
Dieſe damals errungene Macht iſt nun allerdings bereits wieder
erſchüttert, nicht zuletzt durch die Schuld der Leute, die ſich um die
Generalkommiſſion ſcharen. Aber auch heute noch können wir

amit rechnen. daß ſich die Maſſen nicht mehr in der alten Gleich-
ültigkeit befinden, wie ehemals. Der Krieg hat die Maſſen zu
tevolutionären gemacht. Aber der Gewerkſchaftskongreß ver-

ſtand die Lehren der Zeit nicht, er verſtand die Dinge nicht zu
meiſtern, er gräbt wieder das alte ſchmale Bett, in das ſich nun
der wilde Strom, der durch die Not der Zeit aufgeregten Maſſen
ergießen ſoll. Da müſſen wir heute ſchon damit rechnen, daß die
Beſchlüſſe des 10. Deutſchen Gewerkſchaftskongreſſes, ſoweit ſie den
Einfluß der Arbeiter auf den Produktionsprozeß zu regeln ſufhen,nicht lange von Beſtand bleiben werden. Sle werden nieder-
geriſſen werden von den Maſſen, die ſich nicht vom grünen Tiſch
aus lenken laffen wollen, ſondern aus den Erfahrungen des täg-
lichen harten Lebenskampfes heraus den Weg ſelbſt ebnen werden.
Möosgen auch noch ſo viele Gewalten gegen ſie auftreten, mögen
auch ſozialiſtiſche Miniſter und gewerkſchaftliche Philiſter ihren
Bannſtra*' gegen ſie ſchleudern, ſie werden ihren Weg unbeirrt
weiter gehen.

Dieſer Weg, das iſt der Wille zum Sozialismus, das iſt der

nachs links gegen die

Dinge aber doch etwas ge

Wille zur Ausſchaltung der Ausbeutungsfunktion des Unter-
nehme riums. Keine Meſſer- und Gabelfrage ſoll der Sozialismus
ſein, ſo belonte der Korreferent Genoſſe Dr. Hilferding
ſeinen Standpunkt in ſeinem Referat über die Soztaliſierung der
Jnduſtrie. Die Maſſen werden, ſoweit ſie das nicht ſchon begriffen
haben, auch begreifen lernen. Sie werden, wenn es der Wieder-
bau unſerer zuſammengebrochenen Volkswirtſchaft erfordert,
St ſein, zu arbeiten, ja, ſelbſt hart zu arbeiten. Aber wenn
r arbeiten, dann wollen ſie nicht arbeiten für Faulenzer und

üßiggänger, wenn ſie hungern, dann wollen ſie nicht zuſehen,
vie andere praſſen. Sie fordern volle Gleichberechtigung nach dem
alten Satz: Wer nicht arbeiten will, ſoll auch nicht eſſen. Und ſie
fordern ferner volle Gleichberechtigung nicht nur auf
politiſchem, ſondern auch auf wirtſchaftlichem Gebiete.

i genügt ihnen nicht das Zugeſtändnis, das ihnen der Ge-
werkſchaftskongreß mit ſeinen Richtlinien über die Betriebsräte
macht und die weiter nichts ſagen, als daß ſie die ſchon beſtehende
Einrichtung der Arbeiter- und Angeſtellten-Ausſchüſſe in eine
andere Form bringen. Jhr Jdeal iſt das Räteſyſtem, das
ſich trotz aller Anfeindungen und trotz aller Verhöhnungen immer
mehr Anhänger ſchafft und ſich zuletzt doch ſiegreich durchkämpfen
wird.

Wir wollen die Hoffnung ausſprechen, daß die Reibungen, die
e S den Beſchlüſſen des Kongreſſes in der nächſten Zeit er-
geben werden, zu keiner Kataſtrophe für die deutſche Gewerk-
ſchaftsbewegung führen werden. Wir ſagen es aber klar heraus,
daß die Gefahr vorhanden iſt. Es iſt ſchon darauf hingewieſen
worden, daß die Verbandstage einzelner Verbände, ſo unter
anderem der des Metallarbeiterverbandes, bevorſtehen. Dort wer-
den die auf dem deutſchen Gewerkſchaftskongreß verhandelten
Dinge über Lohnabkommen und Mitbeſtimmungsrecht ebenfalls
beſprochen werden. Es iſt damit zu rechnen, daß dieſe Verbands-
tage ſich auf einen andern Standpunkt ſtellen, als der Kongreß
und beſchließen werden, eine andere Marſchroute einzuſchlagen
als die ihnen hier gegebene. Was dann? Dann iſt der Konflikt
geſchaffen, die Diſzivlin gebrochen. Da weiſen wir erneut darauf
hin, daß es ein Unding iſt, einmal die Politik durch die Führer,

s andere Mal durch die Maſſen beſtimmen zu laſſen. Auf dem
Gewerkſchaftskongreß haben die Führer die Politik beſtimmt,

ier waren die Maſſen ſyſtematiſch ansgeſchaltet und ſollen es
trotz der Warnungen der Oppoſition in Zukunft auch bleiben. Auf
den Verbandstagen beſitzt der Wille der Maſſen einen größeren
Einfluß, und in dem Moment, wo Führer und Maſſen ſich nicht
mehr verſtehen, kann dies ſehr verhängnisvoll werden, nicht nur
für eine einzelne Organiſation, ſondern für die geſamte deutſche
Arbeiterbewegung. Wir beklagen das, weiſen aber die Schuld
daran denjenigen zu, die da glauben, von oben herab die Dinge
beſtimmen zu können und die der Meinung ſind, daß der Unwille
und die Unzufriedenheit in den Maſſen die Folge des Auftretens
einiger „Hetzapoſtel“ ſind.

Dieſe Schimpfkanonaden ſind ebenfalls nur Anleihen aus dem
Lager der ehemaligen Feinde der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft,
ſie ſind vollſtändig unberechtigt und zwecklos, fie tragen den wirk-
lichen Verhältniſſen keinerlei Rechnung. Wo die Urſachen zur
Unzufriedenheit fehlen, da können auch 1000 „Hetzapoſtel“ nichts
ausrichten. Sind dieſe Urſachen aber vorhanden und ſie ſind
es dann bedarf es keiner Aufreizung mehr, dann iſt die Gäh-
rung in den Maſſen die natürliche Folge dieſer Urſarhen. Suchen
wir alle dieſe Urſachen zu beſeitigen, ſtellen wir uns nicht über,
ſondern unter die Maſſen; verſuchen wir, ihr Vertrauen zu ge
winnen und ſie werden uns mit Freuden folgen. Das iſt der
wahre Führerſinn, den die Mehrheit des 10. deutſchen Gewerk-
ſchaftskongreſſes leider vermiſſen ließ.

Möge es trotzdem gelingen, die Geſchloſſenheit der deutſchen
Gewerkſchaftsbewegung zu erhalten!

Generalſtreik und Sowjets in Kanada.
Auf dem Umwege über Zeitungen der Vereinigten Staaten von

Nordamerika und der Schweiz erhalten wir jetzt erſt Nachrichten
über einen hochbedeutſamen Generalſtreik in Kanada. Die
engliſche Zenſur hat es bisher ſorgſam zu verhüten gewußt, daß
Nachrichten hierüber in Europa bekannt wurden.

Der Generalſtreik war nach den amerikaniſch-ſchweizer Be
richten über ganz Kanada verbreitet geweſen; die Streikenden
hatten eine Art Sowjet regierung eingerichtet. Ohne ihre
Erlaubnis durften keine Eiſenbahnen fahren. Sämtliche Tele-
gramme und auch die Poſt wurde nur mit ihrer Zuſtimmung be-
fördert. Das ganze öffentliche Leben hing von dem Delegierten-
ausſchuß der Arbeiterſchaft ab.

Die Forderungen der Streikenden waren von vornherein eigent-
lich ſehr gemäßigt geweſen und beſtanden nur in einer wöchent-
lichen Arbeitszeit von höchſtens 44 Stunden und in der Anerken-
nung von Gewerkſchaften. Beides ſollte geſetzlich feſtgelegt wer-
der Loch gerade weil die engliſchen Kapitaliſtenkreiſe der Kolonie
ſich ſtarrſinnig weigerten, dieſe ſo gemäßigten Forderungen zu
erfüllen, wurde der Streik der Arbeiterſchaft zu einem revolutio-
nären Kampf von ſymptomatiſcher Bedeutung.

So erkennen toir von Tag zu Tag von neuem, wie der revolu-
tionäre Gedanke im Proletariat aller Länder immer mehr um
ſich greift und immer feſter Wurzeln ſchlägt. Auch die Arbeiter
jenſeits des großen Waſſers, die ſich bisher faſt widerſtandslos die
Ausbeutung der Unternehmer gefallen laſſen, ſie haben ſich auf-
gerüttelt und erkannt, daß das Proletariat ſelber die Produktion
in die Hand nehmen muß, wenn es nicht vollſtändig der kapitali-
ſtiſchen Ausbeutung erliegen ſoll.

Vor einem Bankbeamtenſtreik
Die Vertrauensmänner des Deutſchen Bankbeamten-

vereins in den Berliner Großbanken verwarf geſtern
mit 204 gegen 6 Stimmen den am Sonnabend gefällten Schied s
ſpruch. Jm Verlauf ihrer Verſammlung trat plötzlich Emonts
aus einer Kuliſſe hervor und rechtfertigte ſein Verhalten. Er er
klärte, daß er bereit ſei, ſich einem deutſch en Gericht zu ſtellen.
Nachdem er ungefähr 5 Minuten geſprochen hatte verſchwand er
wieder. Die Verſammlungsleitung ſperrte den Saal für einige
Zeit, um zu verhindern, daß ein Teilnehmer die Polizei benach
richtige.
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aktion rief die Bewegung von 1848 hervor.

Vormärzliches in Weimar.
Ueber die Verfaſſungsberatungen im Nationaltheater

wird der L. V. aus Weimar geſchrieben:
Die Verfaſſung der bürgerlich-kapitaliſtiſchen Republik Deutſch

land hat ihre Krönung erhalten. All die demokratiſchen Garan-
tien“, die ſie enthält, weſentliche Grundrechte, die in ihr nieder
gelegt ſind, ſtehen nur auf dem Papier. Mit einem Federſtrich
können ſie außer Kraft geſetzt werden, wenn es dem Präſidenten
und ſeinen Hintermännern in der Regierung und dem Reichstag
gefällt, der innere Krieg kann von dem Präſidenten erklärt werden,
wenn in einem Teile Deutſchlands freiheitlichere Elemente als im
Reichsparlament ſich freiheitlichere Staatsformen ſchaffen wollen,
als ihnen die Verfaſſung zugeſteht. Das Ausnahmerecht, das jetzt
ohne jede geſetzliche Grundlage geübt wird gegen die Parteien der
klaſſenbewußten Arbeiterſchaft, iſt durch die Annahme des Ar-
tikels 49 der Verfaſſung legaliſiert worden. Dieſe Verfaſſung iſt
nicht die magna charta eines freien Volkes, ſondern ein Jn-
ſtrument des Bürgerkrieges zum Schutze des
Kapitals und der bürgerlich-rechtsſozialiſti-
ſchen Parteiregierung.

Die bürgerlichen Parteien und die Rechtsſozialiſten haben kein
Hehl daraus gemacht, daß ſie die Verfaſſung und namentlich den
Artikel 49 über den Belagerungszuſtand als Ausnahmegeſetz gegen
die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft anwenden wollen. Der Rechts
ſozialiſt Katzenſtein enthüllte mit ſeltener Schamloſigkeikt die Ab-
ſichten ſeiner Partei, indem er ausführte, daß früher ähnlich ein-
ſchneidende Beſtimmungen über den Belagerungszuſtand nicht
nötig geweſen wären, denn die revolutionären Bewegungen, die
frühere Regierungen zu bekämpfen gehabt hätten, ſeien nichts ge
weſen im Vergleich zu den jetzigen. Weil alſo die Rechtsſozialiſten
die Stärke der revolutionären Bewegung in der Arbeiterſchaft emp-
finden, weil ſie fühlen, daß ihre Stellung von Tag zu Tag mehr
erſchüttert wird, darum muß eine Verfaſſung des Belagerungs-
zuſtandes geſchaffen, die Aufhebung des VPoſt-, Brief-, Telegraphen-
geheimniſſes legaliſiert, der Schutz der Perſon und die Unverletz-
lichkeit der Wohnung und bezeichnend für dieſe Verfaſſungl
ſelbſt die Unverletzlichkeit des Eigentums durchbrochen werden.
Natürlich nicht die Unverletzlichkeit des Eigentums der Privat-
kapitaliſten an den Produktionsmitteln, ſondern des Eigentums
revolutionärer Parteien an Zeitungsdruckereien und ähnlichen
Einrichtungen!

Und auch das genügt den bürgerlichen Parteien nicht! Herr
Haas von den Demokraten meldete für ſeine Freunde die noch
weitergehende Verſchlechterung des Artikels 49 für die dritte Leſung
an. Jhnen ſind immer noch zu viele Kautelen und zu viele Rechts
garantien trotz des Artikels 49 übriggelaſſen!

Es gab einmal eine Zeit, wo ſich die bürgerliche Demokratie in
Deutſchland gegen Zenſur und Zeitungsverbote, gegen willkürliche
Verhaftungen und ausnahmegeſetzliche Verfolgungen erhob und
zur Revolution griff. Dieſe Empörung über die vormärzliche Re-

Heute arbeiten die
Demokraten mit aller Kraft, um das wieder zu zertrümmern, was
trotz der auf 48 folgenden Reaktion an Fortſchritten erzielt worden
iſt. Der Artikel 49 der Reichsverfaſſung übertrifft an reaktio-
närem Geiſt bei weitem das preußiſche Belagerungszuſtandsgeſetz
vom Jabre 1851, er geſtattet das Eingreifen militäriſcher Gewalt
bei einfachen Störungen der Ordnung, ohne daß eine Anforderung
durch die Zivilbehörden zu erfolgen braucht, er ſtellt Deutſchland
unter dauernde Militärdiktatur. Der Zuſtand, der ſo geſchaffen
wird, läßt ſich nur vergleichen mit dem Zuſtand vor 1848.

Zurück zum Vormärzl Das iſt die Parole unter der jetzt
bürgerliche Parteien und Rechtsſozialiſten Verfaſſungsarbeit
machen. Die Nationalverſammlung verrät die deutſche Revolution
gründlicher, als einſt die Liberalen die Revolution von 48 verraten
haben. Die Rechtsſozialiſten überbieten an Untreue gegenüber
den Grundſätzen des Sozialismus, ja ſelbſt der bürgerlichen Demo-
kratie jetzt ſelbſt das, was ſie während des Krieges geleiſtet haben.
Jn Weimar wird ein reaktionäres Werk vollendet: die Schließung
der Revolution und die Stabiliſierung der Gegenrevolution. Ein
Hohngelächter wird den Verfaſſungsmachern von Weimar entgegen
ſchallen, wenn ſie in Zukunft noch wagen werden, heuchleriſch von
Demokraten und demokratiſchen Garantien zu reden. Dieſe
Verfaſſung hat mit Demokratie nichts zu tun.
Sie iſt nichts als ein ſcheindemokratiſches Gaufkelſpiel, das die
Herrſchaft der nackten gegenrevolutionären Gewalt verbergen ſoll.

Die deutſche Arbeiterſchaft ſoll unter die Fuchtel eines neuen
vormärzlichen Regimes geſtellt werden. Die bürgerlichen Parteien
und die Rechtsſozialiſten find verbkendet genug, die Regierungs-
marimen eines Metternich zu den ihrigen machen zu wollen, ohne
zu bedenken, daß auf die Metternichſche Aera der März 48 folgte,
und daß in aller Zukunft reaktionärer Druck der Geburtshelfer
neuer Revolutionen ſein wird. Ausnahmegeſetze ſind nie von
ewiger Dauer, und ſo wird auch das Ausnahmegeſetz von Weimar,
das ſich deutſche Verfaſſung nennt, ſehr bald zu einem hiſtoriſchen
Dokument werden, das lediglich noch Altertumswert beanſpruchen
kann.

Wiederum ein Verfaſſungsbruch.
Nachdem erſt kürzlich unſere Genoſſen, die Abgeordneten VBraß,

Dr. Cohn und Stöcker unter Bruch der neuen vproviſoriſchen
Verfaſſung, nach der Abgeordnete nur auf friſcher Tat
und ſonſt nur mit Genehmigung ihres Parlaments feſtgenom-
men werden können, verhaftet wurden, wird ein neuer Fall aus
Hamburg gemeldet. Dort wurden nämlich auf Befehl des
Kriegsgerichts die uwabhängigen Abgeordneten in
der Hamburger Bürgerſchaft, die Genoſſen Siemer und Wag
ner verhaftet, wobei die Wohnung des Abgeordneten Wagner
erbrochen wurde.

Eichhorn vor dem Unterſuchungsausſchuß.
Berlin, 8. Juli. Vor dem Unterſuchungsausſchuß der

preußiſchen Landesverſammlung vertrat der frühere Berliner
Polizeipräſident Eichhorn am Montagnachmittag in faſt andert-
halbſtündiger Rede ſeine Auffaſſung über die Entſtehung
der Januarereigniſſe. Eichhorn wird mit ſeinem Ein-
verſtändnis heute von dem Unterſuchungsrichter vernommen
werden und am Mittwoch wieder vor dem Unterſuchungsausſchuß der
preußiſchen Landesverſammlung erſcheinen. Nach Auffaſſung des
Ausſchuſſes beginnt die dreitägige Friſt des vom Reichswehr-
miniſter Herrn Eichhorn bewilligten freien Geleits erſt dann, wenn
der Ausſchuß die Vernehmung Eichhorns für beendet erklärt hat.

Viel Geſchrei um Wilhelm.

M

hoben darüber, daß die holländiſche Regierung, allen Bettelgänge:
und Bettelbriefen imperialiſtiſcher und monarchiſtiſcher Kreiſe in
Deutſchland zum Trotz, den einſtmaligen deutſchen Kaiſer aus-
liefern will.

„Die Schmach reift,“ ſchreibt die Deutſche Zeitung. „Es iſt ſelbſt
verſtändlich, daß es für jeden nationalgeſinnten Menſchen nichts
Niederziehenderes geben kann als den Gedanken, Kaiſer Wilhelm
vor feindlichen Richtern zu ſehen. Viele Tauſend deutſcher Männer
ſind bereit, ihre Perſon für den Kaiſer in die Schanze zu ſchlagen,
von allen Seiten laufen die Meldungen bei uns derer ein, die zur
Rettung des Kaiſers alles tun wollen, was ſie nur irgend tun
können. Jmmer wieder taucht der Gedanke auf: Wir wollen uns
ausliefern, um den Kaiſer zu retten. Selbſt Frauen haben uns in

Jn der nationaliſtiſchen Preſſe wird ein gewaltiges Lamento er

Liefer? uns, damit das rnößtem Jammern gebeten: Lie uns,er ütet dar Selt? uns doch, da Larf, das kann nicht Wirklichkeit

werden.“
Sie wimmern ſich faſt zu de ob des Unheils, das ſich über.

Wilhelm von Hohenzollerns Kaupt zuſammenballt. Dennoch ſind
gerade die daran am meiſten ſchuld. Jhre Politik und ihr natio-
naliſtiſches Geſchrei trieb die Entente zu immer grauſamerer Härte
gegenüber dem deutſchen Volke und auch zu dem Verlangen auf
Auslieferung der Schuldigen. Die eine Gruppe der Jmperialiſten
will mit der anderen Abrechnung halten. Daß ſie in ihrer Sieges
trunkenheit ſich auch zum Richter über Schuld und Sühne ſowohb
einzelner Perfonen wie ganzer Völker einſetzt, iſt nichts weiter als
die Uebertragung der Klaſfenjuſtiz auf die imperialiſtiſchen Macht
allüren. Das Proletariat ſieht dieſem Spiel imperialiſtiſcher
Rachegier mit Gelaſſenheit zu. Es hat heiligere Güter zu wahren
als die kaiſerliche Ehre eines Hohenzollern, der überdies keine höher
Aufgabe kannte, als die Macht der vorwärts- und aufwärtsſtreben-
den Arbeiter zu „zerſchmettern“.

Entſetzliche Steuerlaſten?
Finanz,reform“ in der Nationalverſammlung.

Deutſche Netionalverſammlung. 50. Sitzung vom 8. Juli.
Ein ſchleuniger Antrag der Unabhängigen betreffend

Einſtellung des gegen den Abg. Eichhorn ſchwebenden Strafver-
hres für die Dauer der Seſſion geht an die Geſchäftsordnungs

s 4 die erſte Beratung der Steuergeſetze

Reichsfinanzminiſter Erzberger: Jn der ſchwerſten Stunde
des Deutſchen Reichs habe ich das ſchwerſte Reſſort übernommen.
An alle Parteien ergeht mein Aufruf zur Mitarbeit. Heordnete
Finanzen ſind eine weſentliche Vorausſetzung für den Wiederauf-
bau des ſtaatlichen Lebens. Ein Staatsbankrott würde Deutſch
land im Ausland jeden Kredit nehmen, den es doch ſo notwendig
braucht. Die Ratſchläge, betreffend

Verkündigung des allgemeinen Bankrotts
mache ich nicht mit. Der Zinſendienſt für unſere Kriegsanleihe
muß geſichert ſein, da die deutſche Kriegsanleihe von den brefteſten
Volksſchichten aufgebracht worden iſt, die dem Vaterland in der
höchſten Not geholfen haben. Die Schieber und Kriegsgewinvler.
die ihr Geld nicht in Kriegsanleihe angelegt haben, würden einmal
große Einnahmen gemacht haben und zweitens von der Annullie
rung nicht getroffen werden. Steuerliche Begünſtigungen für
die Kriegsanleihe kann ich nicht in Ausſicht ſtellen, wohl aber wird
dieſe auch künftig bevorzugt werden. Bei Zahlungen gewiſſer
Steuern und beim Kauf von Heeresgut durch Zeichner der An
leihe, nicht aber für Spekulationskäufer, Gerechtigkeit im ge-
ſamten Steuerweſen iſt mein oberſtes Ziel. Ein guter Finanz-
miniſter iſt der beſte Sozialiſierungsminiſter. Der Grundfehler
der Wirtſchaftspolitik im Kriege läßt ſich auf die kurze Formel
bringen, daß man durch die allgemeine Wehrpflicht die leben
digen Leiber mobil gemacht hat, die allgemeine Wehrvpflicht aber

Halt machte vor Kapital und Beſitz.
Die Folgen dieſer Ungerechtigkeit wären verhängnisvoll. Auf der
einen Seite halben wir nach dem Kriege ethiſche und phyſiſche
Verwüſtungen an Menſchenleben und Menſchenkraft, an phyſiſchen
und moraliſchen Werten,

Verelendung der mittleren und unteren Schichten,
und auf der anderen Seite Rieſengewinne, Konſolidierung des
Kapitals, Reichtum, Luxus, Wohlleben und ungeſchmälerten Be

Der ver
ſtärkte Ruf nach Sozialiſierung iſt nur das Echo der überkapita-

jährlich nicht ganz 2 Milliarden Steuern und A
ſtaaten und Gemeinde etwa 3 Milliarden. Beim Friedensſchluß
iſt das Mindeſtmaß der Einnahmen, die das Reich für eigene Be
dürfniſſe gebraucht,

jährlich über 17 Milliarden.
Die Einnahmen der Einzelſtaaten und Gemeinden ſind mit min
deſtens 6 Milliarden jährlich anzuſetzen. Hat das Reich früher
von dem Geſamtaufkommen 35 bis 40 Prozent für ſich gebraucht,
ſo jetzt mindeſtens 70 bis 75 Prozent, ſeine Einnahmen müſſen
um 900 Prozent geſteigert werden, die der Einzelſtaaten und Ge-
meinden um vielleicht 100 Prozent. Günſtige Steuerinſeln wird
es künftig in Deutſchland nicht mehr geben. Es iſt gleichgültig,
ob der Steuerzahler in Berlin, Grunewald, in Koburg oder am
Bodenſee wohnt. Jch bin feſt entſchloſſen, überall den Weg der
harten Sparſamkeit zu gehen. Vom 1. Oktober 1919 an gibt es
keine Pauſchquanten und Kriegsfonds mehr. Die Kriegsfinanz-
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wirtſchaft macht einer geregelten Etatswirtſchaft Platz. Lohnende
Den Ge-Arbeit, nicht Arbeitsloſenunterſtützung iſt unſer Ziel.

ſamtbedarf für Reich, Einzelſtaaten und Gemeinden ſchätze ich auf
95 w.

BDtrund Miſlliarden Mark. einmalige große Vermögens-
abgase und die große Umſatzſteuer beabſichtige ich dem Hauſe noch
vor Beginn der Ferien zu unterbreiten. Selbſt dann iſt der Reſt-
betrag für den eigenen Bedarf des Reiches noch nicht gedeckt. Jm
Herbſt werden der Verſammlung darüber neue Vorlagen zugehen.

Die Steuerlaſt wird eine geradezu entſetzliche Höhe erreichen.
Die Beſeitigung der 72 Milliarden ſchwebender Schuld iſt eine
der dringendſten Aufgaben für mich. Die neuen Steuern ſind
nicht mein Werk. Worte des wärmſten Dankes an meine beiden
Vorgänger ſind meine Amtspflicht und mir perſönliches Bedürf-
nis. Es handelt ſich hier um eine erſte Abſchlagszahlung, die Sie
mir nicht verweigern werden. Redner geht ſodann auf die ein
zelnen Steuervorlagen ein. Bezüglich der Erbſchaftsſteuer be-
merkt er: Der kleinere und mittlere Beſitz wird nach Möglichkeit
geſchont. Sobald die Steuer wegen ihrer Höhe nicht aus laufen-
den Mitteln gedeckt werden kann, wird noch dafür Sorge getragen
werden, daß ſie auch in anderer Weiſe als durch Barzahlung ent
richtet werden kann, und zwar in Zuſammenhang mit den Ein-
richtungen, für die Entrichtung der großen Vermögensabgabe.
Eine weitere Erhöhung der

Belaſtung des Tabaks
iſt unvermeidlich. Das gewählte Syſtem läßt den größtmöglichſten
Ertrag erwarten und iſt auch für den Verbraucher vorteilhaft,
weil es ihn beſſer vor Uebervorteilung ſchützt. Wir rechnen mit
einem Geſamtertrag von 750 Millionen Mark, alſo einer Mehr-
einnahme von 450 Millionen. Der Zucker kann eine ſtärkere
Belaſtung vertragen, wie die trotz der Preisſteigerung der letzten
Jahre verſtärkte Nachfrage erkennen läßt. Von einer Verteue-
rung des Kleinhandelspreiſes um 8 Pf. für das Pfund iſt nach den
Erfahrungen der letzten Jahre kein nennenswerter Verbrauchs-
rückgang zu befürchten. Von der Spielkartenſteuer er-
warten wir 10 Millionen mehr, von der Zündwarenſteuer
30 Millionen Mark mehr. Das Vergnügungsſteuergeſetz haben
wir vorgelegt, weil immer erneut aus allen Volkskreiſen der

z
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Wunſch laut wurde, den beſonderen Aufwand, der allenthalben
gerade auf dem Gebiete der Luſtbarkeit getrieben wird, nachdrück-
lich zu beſteuern.
liche künſtleriſch hochſtehende Aufführungen eine ſteuerliche Be-
vorzugung, der Entwurf iſt keineswegs kulturwidrig.

Neue Steuervorlagen werden kommen, teilweiſe
noch in dieſem Monat. Dazu rechne ich die re ein
malige Vermögensabgabe und die große Umſatz-
ſteuer. Die breiten Maſſen des Volkes warten ſeit der ſtagat-
lichen Umwälzung auf das große Opfer der beſitzenden Klaſſen.
Pflicht der Beſitzenden iſt es, nicht nur ſich dem ſtaatlichen Zwange
zu fügen, ſondern ſich zur inneren Ueberzeugung der Notwendig-

Selbſtverſtändlich genießen wirklich volkstüm-

keit der Hingabe aller Reichtümer und alles Ueberfluſſes durch
zuringen und durch Abkehr von Selbſtſucht, Eigennutz und Luxus

e

n



des Geſamtwerkes werden gru
der Steuerverwaltung baldigſt der Nationalve ſammlung unter
breitet werden. Jch bitte Sie dringend Erledigung aller
Steuervorlagen noch vor den Ferien. (Beifa

Die Rede des Miniſters würde an vielen Stellen von Beifall
unterbrochen. Als er von Helfferich als dem leichtferti
aller Finanzminiſter ſprach, ertönten auf der Rechten ſtürmiſche
Pfuirufe. Es entſtand her Lärm. Auf der Linken wurde geufen: Raus, raus! Dieſe ufe galten einem auf der Rechten ge
fallenen Zwiſchenruf, der unter dem Lärm auf der Tribüne nicht
gehört wurde, den Finanzminiſter aber veranlaßte, der Rechten
Zzuzurufen: Neu iſt mir, daß Sie im parlamentariſchen geben ſich
auch der Schimpfworte bedienen.

Von jeder Partei wird zu den Steuervorlagen nur ein Redner
je eine Stunde ſprechen.

Abg. Keil (Soz.): Die Rede des Miniſters iſt zu ſpät gehalten
worden. Seine Amtsvorgänger haben es verſäumt, rechtzeitig die
Kriegsgewinne und den Beſitz S zu erfaſſen. richtig
bei den Soz.) Hunderte von Milliarden ſind ſeit Zuſammentritt
der Nationalverſammlung über die Grenzen e uggelt, ver

verſteckt, verſchwwendet. Dadurch iſt das Vertrauen weiter
zolkskreiſe zur bedenklich erſchüttert worden,

die Jrrungen der letzten Monate ſind reichlich durch dieſe großen
Verſäumniſſe genährt worden, und die Steuermoral hat die
ſchwerſten Einbußen erlitten. Helfferich war in ſeiner
ganzen r vanßhofitt von einem geradezu ruchloſen Opti-
mismus erfüllt, er hat das heutige fie e wer n. ver
ſchuldet. Die große Vermögensabgabe hätte ſchon vor Monaten
kommen müſſen, ebenſo die Kriegsgewinnbeſteuerung. Aus der
Reichserbſchaftsſteuer muß eine Milliarde mehr herausgeholt wer
den, bei großen Nachläſſen ſind Verſchärfungen bis zur vollen
Konfiskation des Vermögens angezeigt. Durch direkte Steuern
allein wird der Geſamtbedarf nicht zu decken ſein. Wir werden,
um die ergänzenden Verbrauchsſteuern nicht herumkommen.
Das Reich kann auf die Hauptſteuerquelle der Einkommenbeſteue-
rung nicht verzichten, aber im Reich, in den Einzelſtaaten und Ge
meinden muß nach einem einheitlichen Plan vorgegangen werden.
Wir müſſen überall Sparſamkeit üben, der Luxus muß ver-
ſchwinden, die ehrliche Arbeit muß reſpektiert werden. Die Steuer-

eſetzgebung muß ſo ſein, daß jeder im Volke überzeugt ſein kann,a erechtigkeit die Grundlage des Staates iſt. (Beifall b. d.
Soz.)Rba. Farwick (Ztr.): Die Parole muß ſein: Arbeitl! Wir
müſſen vor allem auch mit der menſchlichen Kraft ſparen. Dem
Treiben, daß die Kriegsanleihen zum Objekt des Schleichhandels
und des Hamſterns geworden ſind, wird erfreulicherweiſe jetzt ein
Ende gemacht. Es iſt gerecht, daß die Erbſchaften der Wohl-
habenden höher beſteuert werden, als die der Armen. Die Ver
gnügungsſteuex wird leider auch auf Veranſtaltungen gelegt, wie
wiſſenſchaftliche Darlegungen und Vorträge, die bisher nicht zum
Vergnügen gerechnet wurden. Andererſeits ſcheint der Verfaſſer
des Entwurfs Berlin nicht genau zu kennen, ſonſt wären beiſpiels
weiſe auch die Glücksſpielklubs mit erfaßt worden, von denen man
doch nicht behaupten kann, daß ſie der Erbauung dienen. (Heiter-
keit.) ie indirekten Steuern werden den Ausſchuß noch lebhaft
beſchäftigen. Statt von einer Steuerhaſt müßte man vielmehr
von einer Steuerpolitik der verpaßten Gelegenheiten ſprechen.
Was aber für die frühere z gilt. Die rechte Beſteuerung
des Volkes ſei das oberſte ſoziale Geſetz. (Lebh. Beif. d. Ztr.)

Abg. Schiffer (Dem.) Für meine Haltung als Miniſter
übernehme ich die Verantwortung. Verwunderlich iſt, daß weder
die in der Regierung ſitzenden Fraktionsgenoſſen des ſozialdemo-
kratiſchen Redners noch der jetzige Reichsfinanzminiſter trotz der
ihm eigenen Aktivität gegen mich ſind. (Lebh. Zuſt.
b. d. Dem.) Die Verſteuerung der Kriegsgewinne war ſchon vor
Oſtern fertiggeſtellt. eshalb iſt damals nicht verhandelt worden.
Durch Schuld der Nationalverſammlung, die damals eine Pauſe
einlegte. Sollte ich, um die Abwanderung des Kapitals nach dem
Ausland zu verhindern, eine chineſiſche Mauer um Deutſchland
ziehen? Es ſtanden nicht einmal genug Truppen zur Verfügung,
um alle Poſten zu beſetzen, deren Beobachtung ich verlangt hatte,
abgeſehen davon, daß ich nichts unternehmen konnte gegen die
von der Truppe betriebenen Durchſtechereien und gegen die über
die Grenze fliegenden Flugzenge. (Lebh. Bewegung.) Unſer
Wirtſchaftsleben muß wiſſen, was es tragen ſoll, damit es ſich
darauf einſtellen kann. Der Reichsfinanzminiſter hat recht: Die

r für einen Wiederaufbau unſeres Wirtſchafts
I iſt eine geſunde Finanzgebarung, und der erſte Schritt
dazu die Aufſtellung eines grundlegenden, wohldurchdachten
Steuerſhſtems. Wir müſſen und wollen die Laſten J können
fie aber auch tragen, wenn ſie ſich in ehe renzen be
we und nach gabe der Kräfte verteilt werden. (Lebh. Bei

Derauf vertagt ſich das Haus auf Mittwoch 10 Uhr. (Geſetz-

entwurf über den Friedensſchluß.)
Aus den Mitteilungen des Präſidenten über den Arbeitsplan

in der nächſten Zeit iſt hervorzuheben, daß am Mittwochnachmittag
die erſte Beratung der Steuervorlagen beendet werden ſoll. Die
für Donnerstag chtigt geweſene große politiſche Ausſprache
wird um 8 7 verſchoben.

Schluß 724 Uhr.

Der Prozeß gegen die Vorwärts-Beſatzung.
Das Urteil.

Die Verhandlungen gegen die Vorwärts Beſatzung wurden
vor der Strafkammer in Berlin zu Ende geführt.

taatsanwaltsrat Dr. Gyſae betont, daß ſämtliche Angeklag-
ten ſich der ihnen zur Laſt gelegten ſtrafbaren Handlungen ſchul-
dig gemacht hätten. Der Staatsanwalt beantragte gegen den
Angeklagten Liebich acht Monate, gegen Knittel, Junge,
Stamms und wann zehn Monate, gegen Koch, Look,Novoczinſki neun Monate, gegen Schlemm ein Je gegen Preuß

echs Monate, gegen Frau Steinbring zehn Monate und gegenlt zwei bet Gefängnis und Anrechnung der Unterſuchungs

haft ſowie Haftb h gegen die nicht erſchienenen Angeklag-
ten Schultze und Rentſch.

Der Verteidiger des Angeklagten Liebich, Rechtsanwalt
Schwindt, beantragt Freiſprechung ſeines Mandanten, da ihm
etwas Strafbares in der Beweisaufnahme nicht nachgewieſen ſei.

Rechtsanwalt Dr. Weinberg betont in ſeinem Plädover,
daß die Angeklagten ebenſowenig beſtraft werden könnten, wie die
Soldaten während des Krieges die ſich ebenfalls des
Mordes und der Brandſtiftung ſchuldig gemacht hätten. Er be
ruft ſich auf die Ausführungen des Berliner Staatsrechtslehrers
Profeſſor Waldecker. Von einem Abſchluß der ſozialen Revo
lution könne weder jetzt noch im Januar die Rede ſein. Wir be-
Bry uns mitten in dem Ringen um die Macht. Auch der

erliner Magiſtrat vertrete die Auffaſſung, daß die Hand
lungen im Januar nicht ſtrafbar ſeien. Es müſſe von der er
folgloſen Revolution dasſelbe gelten wie von der erfolg-
reichen, da die Berliner Arbeiter ſich im Januar zu der Re
ierung Ebert Scheidemann im gleichen Verhältnis befunden
ätten, wie zur kaiſerlichen Regierung im November. Auch müſſe

man die Empörung der Berliner Arbeiter berückſichtigen, denen
während des Krieges unter Zuhilfenahme des Belagerungszu-

der Vorwärts von ihren früheren Parteigenoſſen geraubt
ei.
Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld begründet im einzelnen, daß

weder der Angeklagte Stamms noch der Angeklagte Look ſich an
irgendwelchen Gewalttätigkeiten beteiligt hätten. Eine Beteili-
gung am Kampfe ſei Frau Steinbring in keinem Falle nach-
ewieſen. Er beantrage für alle Angeklagten und ganz beſonders

Frau Steinbring Freiſprechung und bitte im Falle der
erurteilung um Anrechnung der Unterſuchungshaft wie Auf-

hebung des Haftbefehls. Nach einſtündiger Beratung verkündete
der Vorſitzende

folgendes Urteil:

Liebich und Preuß ſechs Monate, Junge und Novoczinſki ſieben
Monaze, Knittel, Schwann und Look veunn Monate, Koch zehn

en e
h
ring, ann, Schlemm und czinſki wird aufgehoben.

Trotz der Bitte des Verteidigers, einen Haftbefehl gegen Stu
denten Stamms nicht ergehen zu laſſen, da dieſer ſein dium
dadurch unterbrechen müßte, wird gegen ihn der hl er
laſſen. Bei der Urteilsbegründung iſt charakt ſch, daß dem
Angeklagten Stamms ſein ſelbſtbewußtes Auftreten als ſtrafver
ſchärfend angerechnet wird, während bei dem Angeklagten Look
er höfliches Benehmen und ſeine Kriegsauszeichnungen als
ſtrafmildernd angeſehen werden.

10. Gewerkſchaftstongreß.
Nürnberg, 4. Juli.

Fünfter Verhandlungstag.
Die Verhandlungen beginnen mit dem Schlußwort von

ung t (Generalkommiſſion) zu dem Punkt 4 der Tagesord-

Die künftige Wirkſamkeit der Gewerkſchaften und das Räteſyſtem.
Es iſt geſagt worden, daß die Gewerkſchaftsführer der revolutio-

nären Geſtaltung der Gewerkſchaften in den etreten ſind.
frage, wo iſt das bis jetzt geſchehen? Auch die uptung des

enoſſen Müller, daß wir zur Vorlage unſerer Richtlinien über die
Betriebsräte nur durch den Willen der Mitglieder gezwungen ſeien,
iſt eine Unterſtellung, die ich zurückweiſen muß, genau ſo, wie die
andere Behauptung des Genoſſen Müller, daß wir Rätegedanken
verwäſſern wollen. Genoſſe Müller will nun das Räteſhyſtem an
die Stelle des Parlamentarismus ſetzen. Wir haben aber bis vor
wenigen Monaten gemeinſam auf dem Standpunkte geſtanden, daß
das freie Wahlrecht das Zeichen iſt, in dem wir ſiegen wollen. Weil
wir dieſen Boden nicht verlaſſen wollen, ſpricht man uns den
Klaſſenkampfcharakter ab. Die Vorwürfe, die uns auf dieſem Kon
greß gemacht werden, ſind dieſelben, die uns ſchon bei dem Kampf
um die Tarifverträge an den Kopf geworfen wurden. Jn dem Ent
wurf des Genoſſen Müller und in unſeren Richtlinien über die Be
triebsräte kann ich einen großen Unterſchied nicht finden. (Zuruf
des Gen. Müller: Wir laſſen die Unternehmer heragus.) Ja, Sie
ſchließen die Unternehmer aus, aber nicht auch die Jntellektuellen.
Wir ſind aber der Meinung, daß Aerzte und Künſtler nichts von
den Dingen in den Betrieben verſtehen. Ebenſo habe ich Bedenken
dagegen, die meiſt regktionären Kleinmeiſter und Kleingewerbe-
treibenden zu den Arbeiterratswahlen zuzulaſſen. Wenn die
Unternehmer, wie Müller ſagte, jetzt wieder obenauf ſind, ſo iſt das
eine Folge unſeres Streitens, wo die Unternehmer den lachenden
Dritten machen. Der Kongreß duß dafür ſorgen, daß die Arbeiter
in ihrem Vertrauen zu den Gewerkſchaften nicht irregemacht wer
den. (Beifall.)

Es folgen nun perſönliche Bemerkungen. Richard Müller-
Berlin weiſt den Vorwurf zurück, daß er kein Intereſſe an den Ge-
werkſchaften habe. Allerdings ſtehen die Jntereſſen des geſamten
Volkes über den Intereſſen der Gewerkſchaften.

To ſt Berlin wirft Cohen vor, daß dieſer, entgegen dem Willen
der Berliner Metallarbeiter, den Kollektivvertrag unterſchrieben
habe und ihm, Toſt, nun den Vorwurf mache, daß er die Dinge in
Berlin nicht zu meiſtern verſtände. Cohen habe aber ſeinen Poſten
verlaſſen, vhne den Mitgliedern Rechenſchaft abzulegen.

Nach weiteren perſönlichen Bemerkungen von Janſſon (Gene-
ralkommiſſion), Urban-Berlin, Höllein- Jena und Cohen
(Generalkommiſſion) bemerkt Müller- Berlin zur Geſchäfts-
ordnung, daß ſowohl Cohen wie auch Leipard ſeine Aus-
führunge n in ihrem Schlußwort entſtellt hätten. Er ſei
im Rahmen ſeiner perſönlichen Bemerkungen nicht in der Lage ge-
weſen, dieſe Entſtellungen richtigzuſtellen. Es folgen nun

die Abſtimmungen
über die vorliegenden Reſolutionen. Die Reſolution über die zu
künftige Wirkſamkeit der Gewerkſchaften wird mit großer Mehrheit
angenommen. Die darin aufgeſtellten Beſtimmungen weiſen
darauf hin,

„daß der Sozialismus gegenüber der kavpitaliſtiſchen Wirtſchaft
die höhere Wixtſchaftsform iſt. Der Wiederaufbau des durch
den Krieg zerrütteten Wirtſchaftslebens werde ſich in der Rich-
tung der Gemeinwirtſchaft unter fortſchreitendem Abbau der
Gemeinwirtſchaft vollziehen und die erſtrebte Betriebsdemokratie
und Umwandlung der einzelnen Arbeitsverträge in Kollektiv-
verträge ſeien wichtige Vorarbeiten für die Sözigliſierung. Die
Gewerkſchaften haben aber auch in der Gemeinwirtſchaft und
ſelbſt in völlig ſozialiſierten Betrieben die Intereſſen dre Arbeit-
nehmer gegenüber Betriebsleitung, Gemeinde und Staat zu ver
treten. Das Mitbeſtimmungsrecht der Arbeiter muß bei der
Geſamtproduktion, vom Einzelbetrieb beginnend bis in die höch-
ſten Spitzen der zentralen Wirtſchaftsorganiſation, verwirklicht
werden. Jnnerhalb der Betriebe ſind Betriebsräte zu ſchaffen,
die im Einvernehmen mit den Gewerkſchaften und in Gemein-
ſchaft mit der Betriebsleitung die Betriebsdemokratie durch-
zufihren haben.“

Einrichtungen und Aufgaben der Betriebsräte
in folgender Weiſe zu regeln:

„Jn jedem dem Vertrag unterſtehenden Betriebe mit minde-
ſtens 20 Beſchäftigten ſoll aus den Reihen der über 18 Jahre alten
Arbeiter und Arbeiterinnen ein Betriebsrat in geheimer Wahl
gewählt werden. Jn kleineren Betrieben ſoll ein Vertrauens-
mann der Gewerkſchaften die Stelle des Betriebsrates einnehmen.
Alljährlich ſollen Neuwahlen der Betriebsräte ſtattfinden. Den
Betriebsräten ſoll der in der Ausübung ihrer Tätigkeit ent-
ſtandene Verdienſtentgang und ev. Auslagen vom Arbeitgeber
erſetzt werden. Der Betriebsrat ſoll das Recht haben, in allen
Betriebsangelegenheiten mitzuwirken, an denen die W
ſchaft beteiligt iſt oder ein berechtigtes Jntereſſe hat. Der Arbfkit-
geber ſoll verpflichtet ſein, die notwendigen Beratungen des Be-
triebsrates im Betriebe zuzulaſſen und auf Verlangen daran
mit ſeinem Rat und den notwendigen Auskünften teilzunehmen.
Jede Benachteiligung eines Betriebsratsmitgliedes in ſeiner
Beſchäftigung und Entlohnung iſt vom Betriebsrate reſp. von der
Schlichtungskommiſſion zurückzuweiſen. Der Betriebsrat hat die
Pflicht, alle den Arbeitern und Arbeiterinnen geſetzlich und auf
Grund eines Kollektivvertrages zuſtehenden Rechte für dieſelben
wahrzunehmen und dem Arbeitgeber gegenüber zu vertreten.
Jm einzelnen ſoll der Betriebsrat mitwirken bei Einſtellungen
und Entlaſſungen, bei der Einſtellung und Verwendung von

und Jugendlichen zur Verrichtung von Männerarbeit,
ei der Feſtſetzung kürzerer Arbeitsſchichten, Ueberſtunden, Nacht-

und Sonntagsarbeit. Der, Betriebsrat ſoll ferner das Recht
haben, bei jeder Lohn- oder Akkordvereinbarung mit den einzelnen
Arbeitern oder Arbeiterinnen des Betriebes mitzuwirken. Ent-
laſſungen wegen Lohn- oder Akkordſtreitigkeiten dürfen nicht er
folgen, ſolange nicht der Betriebsrat zur Schlichtung heran
gezogen wurde. Die Lohnbücher ſind dem Betriebsrat auf Ver-
langen vorzulegen. Weiter ſoll der Betriebsrat mitwirken bei
der Regelung der Ferien, bei Beſchwerden über die Beſchäftigung
der Lehrlinge, bei vorhandenen Mängeln in der Unfallverſiche-
rung und geſundheitlicher Einrichtungen und bei der Schlichtung
von Streitigkeiten jeder Art im Betriebe. Ferner beſagen die
Beſtimmungen daß Arbeitgeber an den Verſammlungen, die im
Betriebe ſtattfinden, mit beratender Stimme teilnehmen können,
und auch an den Verhandlungen zwiſchen Arbeitgebern und Be
triebsräten ſollen Vertreter der beteiligten Arbeitgeber- und Ar
beitnehmerorganiſationen teilnehmen.“

Es folgt nun die namentliche Abſtimmung über die nachſtehende
Reſolution Cohen über die Arbeitsgemeinſchaft:

„Der 10. Kongreß der Gewerkſchaften Deutſchlands erblickt in
den Arbeitsgemeinſchaften die konſequente Fortführung der
Tarifvertragspolitik der Gewerkſchaften. Die Arbeitsgemein-
chaften bedeuten die Anerkennung der Gleichberechtigung der
Arbeiter und ſind geeignet, das Mitbeſtimmungsrecht der Ar
beiter und die kollektive Regelung des Arbeitsrechtes zu verwirk
lichen. Die Arbeitsgemeinſchaften dienen dieſem Hweck überall
dort, wo die Privatwirtſchuft nicht durch eine ſogialiſt, ſche Wirt

Monate, Stamms, Schlemm und Fkau Steinbring ein Jahr und ſchaftsweiſe exfetzt iſt. Unter der Vorausſehung, daß den Arbeit

in allen Inſtitutionen der r h ſowieallen Ver re und in allen Körperſchaften, die dem
Aufbau und der r unſeres Wirtſchaftslebens dienen,
vollſte Parität mit den Unternehmern r wird, emp-

lt der Kongreß allen Gewerkſchaften die Beteiligung an den
rbeitsgemeinſchaften.“
Dieſe Reſolution wurde mit 420 gegen 181 Stimmen an

genommen. Es wird nun in die Beratung des Punktes 6 der Tages
ordnung:

Die Satzungen des Allgemeinen deutſchen Gewerkſchaftsbundes
eingetreten. Leipart (Generalkommiſſion) führt dazu cus, daß
der Wunſch auf Errichtung eines ſolchen Gewerkſchaft bundes be
reits im Jahre 1898 geäußert ſei, aber wegen der bisherigen politi-
ſchen Schwierigkeiten ſtändig abgelehnt wurde. Der Gewerkſchafts-
bund bedeute keine Neuerung, ſondern ſei im weſentlichen ledig-
lich eine Namensänderung. Es ſoll nur das, was durch
die Generalkommiſſion und die Verbandsvorſtandskonferenzen bis-
her in der Praxis geſucht wurde, ſtatutariſch feſtgelegt werden.
Redner erläutert nun die einzelnen Paragraphen des Statuts und
geht dabei auch auf die r e Abänderungsanträge
ein, von denen ſich die meiſten dafür ausſprechen, daß an Stelle der
beſtehenden erie und Berufsorganiſationen Betriebsorgani-
ationen geſ en werden ſollen. Der Redner wendet ſich be
onders gegen dieſe Anträge und betont, daß die Entwicklung der
Organiſationsform zwar noch nicht abgeſchloſſen ſei, aber die
Schaffung reiner Betriebsorganiſationen vorläufig nicht ſpruch
reif wäre.

Es kommen dann noch einige Redner zum Wort, die ſich zu den
vorliegenden Abänderungsanträgen ausſprechen und um deren
Annahme bitten.

Dißmann- Frankfurt a. M. vertritt beſonders einige An
träge, die den Mitgliedern erweiterte Rechte ſchaffen ſollen. So
beantragt er u. a., den Gewerkſchaftskongreß nicht nur aller 8 Jahre,
ſondern mindeſtens aller 2 Jahre ſtattfinden zu laſſen und die
Wahlen zu ihm in der Urwahl vorzunehmen. Ebenſo ſoll feſt
gelegt werden, daß ſtimmberechtigt nur die Delegierten ſind, wäh-
rend alle übrigen Teilnehmer am Kongreß nur beratende Stimme
haben ſollen.

Da noch ſehr viele Antragſteller zur Begründung ihrer Anträge
das Wort verlangt haben, greift der Kongreß auf Antrag Giebel
zu dem Mittel, eine 18gliedrige Kommiſſion zu wählen, die dieſe
Anträge prüfen und dann dem Kongreß in der nächſten en
Bericht erſtatten ſoll Darauf wird der Kongreß auf Sonnabe

Aus der Partei.
Von rechts nach links. Jn Bürgel bei Jena iſt, nachdem ſeit

einem halben Jahre eine Ortsgruppe der U. S. P. D. beſtand, die
Ortsgruppe der S. P. D. mit 56 gegen 18 Stimmen zur
u. S. P. übergetreten.

Der neue „Chef“ des Vorwärts. An das Zentralorgan der Re
gierungsſozialiſten iſt als Nachfolger des abgehalfterten Stampfer
der bisherige „Hauptſchriftleiter“ der Magdeburger Volksſtimme,
Paul Boder, „berufen“ worden.

Allerlei.
Eine fürſtliche „Eheirrung“.

Aus Wien wird dem B. T. berichtet:
Das Wiener Landesgericht hat die Klage des Sexeligen Für

ſten Otto Windiſchgräſtz gegen deſſen Gattin Eliſabet!
Marie, geborene Erzherzogin von Oeſterreich, Tochter des ver
ſtorbenen Kronprinzen Rudolf auf Scheidung von Ti J
und Bett aus Verſchulden der Beklagten zu verhandeln. Al
Scheidungsgründe werden Verletzungen der ehelichen
Treue und Ehebruch, unordentlicher Lebenswandel,
den die guten Sittender Familie gefährdet wurden, ſehr
empfindliche wiederholte Kränkungen, grobe Verletzungen der
guten Sitten und Verletzungen der ehelichen Pflichten in An
ſehung der Kinder geltend gemacht.

Die Anklageſchrift führt unter anderem aus, der Linienſchiffs
leutnant Egon Lerch habe mit der Fürſtin ein ſtadtbekanntes
Liebesverhältnis unterhalten. Jhr Lebenswandel und
ihr Ruf müßten als ſchamlos bezeichnet werden. Die An-
klageſchrift, die zum Teil aus Anſtandsgründen der
Oeffentlichkeit gar nicht übergeben werden kann,
ſchildert unter anderem Szenen in einer BarinPola,
wie ſich die Fürſtin in Geſellſchaft zahlreicher jüngerer Herren
Unterhaltungen bedenklichſter Art gewidmet habe. Was ins-
beſondere den Fall Egon Lerch anbelange, ſo habe dieſer zwei- bis
dreimal in der Woche bei Frau Windiſchgrätz übernachtet. Jn
Budapeſt hielt ſich die Fürſtin mehrere Tage mit Lerch in einem
Hotel auf. Die leidenſchaftliche Hingabe der Fürſtin für ihn
ging ſo weit, daß ſie jede Rückſicht beiſeite ließ. Das Benehmen
der Fürſtin Windiſchgrätz ſei ſchließlich derart geweſen, daß es
allgemeinen Anſtoß erregen mußte. Selbſt einen Verwandten
den Linienſchiffsleutnant Alfred Windiſchgrätz, habe ſie nach
einem Souper um 2 Uhr nachts in ihr Schlafgimmer eingeladen.
Die Fürſtin hat eine Gegenklage eingebracht, die ihren Gatten
des Ehebruchs und der Verſchwendungsſucht beſchuldigt.

Verſammlungsbericht.
Holzarbeiter. Am 1. Juli tagte im Volkspark eine ſtark beſuchte

Mitgliederverſammlung der Holzarbeiter. Der Bericht vom Verbands
tag wird vertagt und die Bewegung am Orte beſprochen. Koll. Winkler
erſtattet einen Bericht über den Verlauf der Verhandlungen in Berlin.
Jn kurzen Zügen ſtreift der Redner den Gang der Verhandlungen
und betont, daß ſie ſchon zweimal geſcheitert ſind. Die nächſte /Ver-
handlung iſt nun am 8. Juli nach Würzburg einberufen. Jn der
Debatte erklären die Kollegen, daß ſie für die nächſte Verhandlung
auf den Abſchluß des Reichstarifs noch nicht rechnen und deshalb eine
Teurungszulage unbedingt für notwendig halten, infolge der jetzt ſo
hohen Lebensmittelvreiſe. Weiter verlangen die Kollegen, bei dem
Arbeitgeberſchutzverband nochmals eine Verhandlung zu beantragen,
auf der Baſis des Reichstarifs, und im lle es die Arbeitgeber
wieder ablehnen örtlich zu verhandeln, muß von der proletariſchen
Waffe Gebrauch gemacht werden; auch eine Verzögerung könnte nicht
mehr in Frage kommen.

Weiter wurden die Abmachungen mit den Metallinduſtriellen be
handelt, aber da das gewünſchte Reſultat nicht erzielt worden iſt,
erntete es keinen beſonderen Beifall.

Nach Erledigung verſchiedener Verbandsangelegenheiten wurde die
ſehr gut beſuchte Verſammlung geſchloſſen.

Gemeindearbeiter. Der als Bewerber für die Ortsbeamtenſtelle
anweſende Genoſſe Flachmeier verſtand es vortrefflich, durch ein all
gemein verſtändliches Referat die Verſammelten zu er Er be
wegte ſich im Rahmen der Gewerkſchafts- und Parteipolitik und fand
reichliche Zuſtimmung. Der Vorſitzende erklärte, daß der Tarif bis auf
Kleinigkeiten eingehalten wird. Streitigkeiten wurden im Beiſein des
Vorſitzenden erledigt. Der Tarif tritt, auch wenn der Transport
arbeiterverband noch nicht mit unterſchrieben hat, in Kraft. Ein
Gewerkſchaftskongreß entſandter Kollege konnte ſein Mandat n
ausüben, da infolge Stimmenverſchiebung ſeine Wahl für ungült
erklärt wurde. Ferner wurde über Teuerungszulagen verhande
doch wurden diesbezügliche Anträge abgelehnt, dagegen ein Antrag enBezahlung der Streiktage angenommen. Es kam noch der b
Maurers Benge zur Sprache. Benge hat während ſeines Urlandes
bei einem Unternehmer gearbeitet, obwohl ihm der Urlanb zur Er
holung erteilt wurde. Es wurde vom a der Antrag
ruf Entlaſſung und Einziehung des, Lohnes für die Urlau
geſtellt. Mit einem Appell an die Verſammeiten, ſich der U.
inzuſchließen und das Volksblatt zu leſen, Wo ber Vorſitzende die
Verſammlung. Eine Tellerſammlung zugunſten der Revolutiongopfer
ergab 58 Mk., welche der Partei zugeführt wurden.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 nud
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ſo nane.Städtiſcher Verkauf von Käſe ß
in der Talamtſchule, am Donnerstag, den 10. Juli.

zum Einkauf werden die Jnhaber der
ebensmittelſcheine mit den Nummern 42 001--43 000

vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 43001 bie 44 000 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes werden
55 Gramm zum Preiſe von 20 Pf. abgegeben.

Der Verkauf von Quark
erfolgt am Donnerstag, den 10. Juli 1919, auf denAbſchnitt 14 für die eingetragenen Kunden dei dem
Milchhändler Brockhaus, Ludwigſtraße 26, Milch-
händler Bergholz, Weißendurgſtraße 12 und in der
Verkaufsſtelle der Niemberger Molkerei, Beeſener-
ſtraße 1 (an letzterer Stelle nur vormittags von
8--12 Uhr). Auf jeden Abſchnitt wird z Pfund
abgegeben.

Aderbohnen.
Anſtelle der in der Woche vom 30. Juni bis 6. Juli

und früher ausgefallenen Fleiſchmengen gelangen in

dieſer Woche geſchälte Ackerbobnen zum Verkauf.Der Verkauf beginnt am 11. Juli gegen Abgabe
der für die Woche vom 30. Juni dis 6. Juli gültigen
Fleiſchmarken. Für jede Perſon werden 250 Gramm
Ackerbohnen (Kinder unter 6 Jahren die Hälfte)
verabfolgt. Der Verkaufspreis beträgt 99 Pf. für250 Gramm Bohnen. Die Käufer können nur bei
denjenigen Verkäufern die Bohnen einkaufen, bei
welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren in
die Kundenliſte eingetragen ſind.

Verkauf von Kunſtſpeiſefett.
Derſelbe findet am Freitag den 11. d. Mis., ſtatt.

Es werden 50 Gramm je Kopf ausgegeben. Der
Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher; die Kunden
beziehen das Fett bei den Fleiſchern, bei denen ſie
ur Kundenliſte angemeldet ſind. Das Kunſt'ſpeiſe-

z wird gegen Abtrennung der Marke ö der Einfuhr-
malz) abgegeben. Der Kleinbandels-

derkaufsprei beträgt für 50 Gramm Kunſtſpeiſefett
2 Pf. Gefäß iſt mitzubringen.
Jn der Woche vom 7 bis 13. Juli können für

die Hälfte der zum Roßfleiſchbezug angemeldeten
Perſonen 125 Gramm Roßfleiſch oder Wurſt aus
Roßfleiſch bei den Roßfleiſchhändlern entnommen
werden. Der Verkauf darf nur nach den Nummern
der Kundenliſte erfolgen. Die Roßfleiſchhändler ſind
verpflichtet, durch Anſchlag in den Schaufenſtern
bekannt zu geben, für welche Nummern der Kunden
liſten Ware vorhanden iſt und welche Nummern in
den einzeinen Stunden zum Einkauf zent ſen
werden. Bei dem Einkauf ſind die von Roß-
fleiſchhändlern bei der Anmeldung zur Kundenliſte
den Kunden ausgehändigten Marken und der Waren
bezugſchein Nr. 23 vorzulegen.
iſt von den Roß. eiſchhändlern für jedes verkaufteViertelpfund Fleiſch oder Wurſt abzutrennen. Der
Verkauf findet Donnerstag, den 10. Juli, ſtatt. Ein
Anſpruch auf Verabfolgung von Roßfleiſch beſteht
nicht, vielmehr kann dies nur ſoweit abgegeben
werden, als der Vorrat reicht, im übrigen mußWurſt entnommen werden. Die bei der jetzigen
Verteilung nicht berückſichtigte Hälfte der zum Roß-
fleiſchbezug angemeldeten Perſonen wird bei den
nächſten Verteilungen bedacht werden bei der nächſten
Verteilung dürfen lediglich die jetzt nicht zugelaſſenen
Kunden berückſichtigt werden.

Städtiſcher Verkauf von Zwieback und Gerſtenmehl
an Kinder bis zu 12 Jahren, Jngendliche von

13--17 Jahren und alte Leute über 20 Jahre
in der Talamtſchule am Donnerstag, den 10. Juli1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die IJnhader
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 14000
vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 4001--8000 nachmittags von 2-6 Uhr.
Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann auf
jeden Abſchnitt P der beſonderen Warenbezugskarte
für Jindfr r 12 Jahren und auf jeden Abſchnitt Keionderen Warenbezugskarte für
Juger diſche von 12--17 Jahren und alte Leute über

70 Jahre ein Paket Zwiedack zum Preiſe von 44 Pf.
und ein Paket Gerſtenmehl zum Preiſe von 40 Pf.
abgegeben werden.

Heringsderkauf durch Kleinhändler.
Die Verteilung der Heringe durch die

Kleinhändler, welche ſchon in Friedenszeiten mit
Heri egen P Donnet r d d mittage.
Verteilung nicht alle Kleinhändler zum Verkauf zu- ſeb 7 1elaſſen werden und werden diejenigen, die diesmal Merſeburg, den 7. Juli 1818.Tueicheiden, bei dem nächſten Verkauf, der in Kürze L. A. II. isesnt. Das ſtädt. Lebensmittelamt.

erfolgt, zu erſt berückſichtigt. Kleinhändler, welche Ausgade don Keis
diesmal nicht berückſichtigt ſind und früher mit auf Bezu in und Quittung Nr. 8 am Donners
Heringen gehandelt haben. werden h z ſchrift-5 ag t uli e Pfundlich im Stadternährungsamt, Marktpl rief r Reis zu ertoi denr e l i die Mit 4eringe beginnt am Donnerstag, den e Jur z Merſebut 7 u 1919.
jede r W Se t. L e i. Ta dige Leben tund zur Verteilun er anf eträg emitteloms Mert für das Pfund. Ter Verkauf erfolgt GSeſchäftsſchliezung.
unter Abtrennung der Marke 358 des Warenbez t Dem Bäckermeiſter Paul Kurkhaus in Merſ

wen Dri Kleinhändler, r riedrichſtr. 17, ateh r tVerkauf hre h ehe rege undrem Verkaufslokal an ſichtbarer Stelle dem ikne Da a dem en i aug d. Js. e ä S tet e
ſchäfle zugelaſſen werden mu die bisher eine von der Anordnung Betr en e

e

liſte nicht eingereicht haben, findet dera ſten W leich gen de

w 4 e d d,nnen diefeniglung Heringe nich in enges
liefert

Die Marke Nr. 359

Ver öffentlichung zu tragen der
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Pola Neun
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lelpzlgerstrase 86
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men Sanc Wagen e
dei e alt er ſar We bens
mittel angemeldet ſind, Mengen
weiſ Es kom loſeSuppen We nd Suppen r Waren in
Sie für loſe Suppen werdentadternährungsamt jeweilig Aer vie rer

händler ſind diern r 47Rechnung den Verbran WKleinhändler ſind r Preiſe e
einzuhalten. i Suppen in gepackter
Verbraucherpreis auf die e auſgedruckt und
muß gleichfalls genau eingehalten werden. Die
Suppen ſind von einwandfreier Beſchaffenheit und
dürften der Bevölkerung über die augenblicklich
kartoffelarme Zeit mit hinweghelfen.

Jn der Zeit vom 1. bis 30. Jumi 1919 ſind die
nachſtehend aufgeführten Gegenſiünde in den Wagen

der ſtädtiſchen Straßenbahn unden worden
1 Paket enth. Kinderſchuhe, 1 braune Reiſetaſche,blauer Seidenſtoff, 1 Schlüſſelbund. 30 Schirme,
1 Damenhut. 1 Dienſtbuch, 7 Geldbörſen, 1 Oelfiaſche,
1 Lodenmantel, 8 Gehſtöcke, 2 Kindermotroſenmützen,
4 Paar Handſchuhe, Zeinzeine Handſchuhe, 1 ſchwarzer

Einkaufsbeutel, 1 ſchwarze geknüpfte Handtaſche,
J Vaket enth. Schloſſerjacke, 1 Körbchen, 1 ſchwarze
Stoffhandtaſche, 1 Paar ſchwarze Kinderſöckchen,
1 Zeichenheft, 1 ſchwarze Wachstuchtaſche, 1 Brot
beutel, 1 Halfter, 1 Ruckſack, 1 Tiſchtuch, 1 PaarTuchſchuhe, verſchiedene Vücher, 1Paket enth. Schürze.
Eigentumsanſprüche können bei unſerer Fundſachen-
aufbewahrungsſtelle, Berlixnerſtr. 1, bis 30. Sept. 1919
geltend gemacht werden. Noch Ablauf dieier Friſt
werden die Fundſtücke an die z ttleiderverwertungrſtelle der Stadt Halle verkauft.

Etädtiſche Etrahzenbahn.

Bekanntmachung.
Nachdem die Verordnung über ſtpreiſe für

Honig vom Jnni s17 G. 559) aufgehoden worden i ad der Herr Preußiſche Staats
kommiſſar für Volt sernährung als üebernahmepreis
für den Honig, zu deſſen Ablieferung ſich die Jmker
anläßlich der Bienenzuckerverteilung verpflichtet
haben, den Butterpreis des Erzeugergebietes feſtgeſetzt.

Halle, den 8. Juli 1919.
er Landrat des Saalkreiſes

1647 v. Kroſigk.

Der Seeleivinſer

a frehar, in i. In 1919

Alte Promenade Ia
Fernruf 5738. 34682

zu NX. 4.10, 8.10, 2. 10, 1.10 bei Herrn Zi-
n Anx Sehnlx, ör. Steinetr. 1-2 (Eoke

Dlrichstr.), 9--1 Uhr und an der Abendkassse.

E. Kramers Konzerthaus
Delitzsoherstrasse 2. 2225

Täglich Konzert
ren erstklassiger Damen -Kapolie.

„Schloss Frelimkelde
Restaurant und Gartenfokal,

Nähe des Schlachthofes. Endstation der Linie 2.

Donnerstag, den 10. Jull 1919:
Crosser bunter Abend

der Gebrüder Henry.
Anfang 8 Uhr. Kassenöffnung 7 Uhr.

Torte u. Kuchen. Bohnenkaffee
ff. Eiere. Div. Woine.

Um xahlreichen Besnech bitten

Lebensmittel vom 14.20. Juli 1919
anf den Kopf: Pfund amerik. Weizenmehl zu
42 Pf. auf Bezugſchein 9, Pfund Graupen zu22 Pf. auf Bezugſchein 10, 1 Pfund Kunſthonig zu
89 Pf. auf Bezugſchein 11, Büchſenfleiſch (Gulaſch)
8 Mk. für die Büchſe auf Bezugſchein 12, und zwar
Haushaltungen mit 1 bis einſchl. Köpfen 1 Büchſe,
Haushaltungen mit 4 bis einſchl. 6 Köpfen 2 Büchſen
uſw. bis zu je 3 Köpfen 1 Büchſe mehr. Bezug-
ſcheinabgade: Mittwoch, den 9. und Donnerstag,
den 10. Juli 1919. In Gaſt und Speiſewirtſchaften:
Bezugſchein und Quittung Nr. 10 abgeben. Ein
reichung der z orderungsnachweiſe wie üblich. Ver
kauf nächſte nnerstag und Sonnabend.Verkauf vorher erdolen

Mexſeburg, den 8. Juli 1019.
I. A. II. 19665/19. Das ſtädt. Lebensmittelgmt.

Ausgsbe von Kakas
für Kinder bis zu 2 Jahren vom Donnerstag, den
17. Juli 1919 ab, in denjenigen Verkaufsſtellen, indenen die Kinder zur Liſte angemeldet ſind. Jedes
Kind bis zu 2 Pleren erhält Pfd. Kakao zum
Preiſe von 3.60

Merſeburg, den 16. Juli 1919.
I. A. I. 1964/19. Das ſeadt. Lebensmittelamt.

Ausgabe von Heringen
auf Bezugſchein und Quittung Nr. 94 Sonnabend,
den 12. Juli 1919, Hepedete Nr. 1--7450, auf den
Kopf 1 Hering zu 75 Pf. Verkaufsbericht am
Montag, den 14. Juli 1919 bis mittags. Forderungs-
nachweis am Freitag, den 11. Juli 1919, bis 12 Uhr

2424 kermann Krüger u. Frau.
Morgen Donnerstag nach-SSS Mersenaurg- IS&&) mittag von 4 burn Uhr
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Fachgeſchäft und Verſandhaus für ſanitäre
Preisliſte gratis. Artikel. Preisliſte gratis.

Leinendroiſ
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Aiearetten-Etuls
in großer Auswahl von 3.-- Mark an dei

Goldschmied R. Veb,
2846 Geiststrasse 46.

Rerssburs. Achtung
re der Aber *1 Keine Furcht mehr
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Haturreunde“, Karl Stramer,

re t Zoeeerten eeanceeee

Vorvert. 1 u. 7.

Heute abend 8 Uhr
KSiufonle- Kommen

von der 1642
Kapeſſe d. a. Rgta. Nr. 36T halb

fieitag, den H. Jul. än. */25 xr,

Jertrauenowänn. San

Jeder Betrieb muß uubedingt ver
treten ſein. Die Lokalverwaltung.

Radewell Bun und vent
U. S. P. D.

Donnerstag, den 10. Juli, abends 8 Uhr,
im Gaſthof zum Dreierhaus in Oſendorf:

m Gewertichaftrdanz:

tüigüeder-

für die Frauen.
Das Erſcheinen aller weiblichen Mitglieder iſt

Pflicht. 2434 Der Diſtriktsführer.
sopiuldemolratiſcher Verein I. 6. P.

Merſeburg.
Donnerstag, den 10. Juli, abends 8 Ahr,

im Thüringer Hof:
Monuts Mitghederberſummlung.

Tagesordnung: *1648
1. Bericht vom Bezirkstag.
2. Vortrag über die politiſche Lage.
3. Verſchiedenes.

Alle Mitglieder müſſen zur Legitimation ihr Mit
gliedsbuch' oder Karte vorzeigen.

u. S. P. Radefeid.
Sonnabend 12. Juli, abends 8n V et e 8 uorAtleer Derzäimlung

Die Tagesordnung 3 in z 7 Verſammlung
bekanntgegeben. Der Vorſtand.

Wer heiraten will
leſe Dr. Bergners Aerztliche Ratſchläge überdie Ehe“. Bereits in 12. Auflage erſchienen,
ſetzt mit i zerlegbaren Modellen: 1. des

re et e b ungeperiode,2. des männlichen Körpers ſowie den dazu
rgeg Tabellen verſehen, enthalten ſie Tat

chen über das ſexuelle Verhalten von Mann
und Weib vor und in der Ehe, die für das
Wohlbefinden und Lebensglück beider Gatten
von unſchäzbarem Werte ſind. Preis 5.50 Mk.

gegen Rachnahme 30 Pf. teurer. 1862
Curt Niebergall, Abt. l Neukölln, Poſtfach.

Reu eröffnet! Neu eröffnet

Laufferſche Zwiehücke!!

Einem geehrten Publikum von Halle (Saale)
und Umgebun z ſowie meiner werten Nachbar-
ſchaft zur gefälligen Kenntnis, daß ich mit demheutigen kg die altbekannte

Laufferſche Konditorei u. Feinbäckerel,
Leipzigerſtraße Eingang Kl. Märkerſtraße)
übernommen habe.

Jndem ich den r Herrſchaften meine
Torten, Kuchen und 2 beſtens empfehlewird es mein eifrigſtes Beſtreben ſein nur das
Beſte zu liefern.
2438 Hochachtungsvoll

Fritz Schober, Konditor.

dec

e

Nachruf.
Am Freitag abend entriß uns der Tod

anz plötzlich und unerwartet unſern lieben

portkollegen 1688dito Ceopold.
ein „R in diEwiy le e n nde ſauſt

katarrnpren „Frele Fahrt', Fredeburg
Schuſter, Vorſitzender.
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Nr. 158. 30. Jahrgang

e Schmach des Belugerungszuſtundes.

Jan der Sonnabend Sidung der Nationalverſammw-
in Weimar hat Genoſſe Dr. Oskar Cohn eine wuch-

tige Anklagerede gegen die Regierung und die Mehrheit der Natio-
nalverſammlung gehalten, die ihre Macht dazu benutzt haben,

um anläßlich der irre der Verfaſſung Beſtimmungen über
den Belagerungszuſtand zu ſchaffen, die ſchlechter ſind

als die, die vor dem Jahre 1851 in Preußen beſtanden haben. Der
ßen Bedeutung wegen, die die vorzüglichen Ausführungen des

enoſſen Cohn haben, geben wir nachfolgend den ortlaut
ſeiner Rede mit einigen unweſentlichen Kürzungen wieder;

Abgeordneter Dr. Cohn (A. S. P.):
ch darf gleich bemerken, der Rechtszuſtand, den Sie durch Ar-tikel 49 et ſchaffen wollen, führt ſelbſtverſtändlich noch hinter

das Geſetz vom 4. Juni 1851 zurück. (Hört, hört bei den U. S.)
Dieſes alte Geſetz war alſo die Grundlage des Belagerung s-
zuſtandes im Kriege Es iſt ja noch in unſer aller bren-
nenden Erxinnerung, wie ſehr der Militärbefehlshaber während
des Krieges auf Grund des Geſetzes vom 4. Juni 1851 die Preſſe
ſchikaniert, wiſſenſchaftliche Forſchungen gehindert und unter-
drückt hat, das Verſammlungsrecht vernichtet und zahlloſe Per
ſonen ihrer perſönlichen Freiheit beraubt oder in ihrer Be-
Ordnung“ eine Verſchärfung der Vorausſetzung

Aber immerhin, alles das war noch ein Zuſtand verhältnis
Freiheit gegenüber dem, was Sie jetzt durch Ar-

tikel 49 der Reichsverfaſſung ſchaffen wollen. Denn der Unter
chied der neuen ehe gegenüber den alten iſt folgender:
rüher a ärung und Belagerungszuſtands-Ge-

ſetz nur im Falle der Gefährdung der Sicherheit, und zwar nicht
einmal' in jedem Falle der Gefährdung der Sicherheit, ſondern
nur bei dringender Gefahr für die öffentlicheSicherheit. Jetzt verlangen ſie nicht einmal eine dringende
Gefährdung, ſondern nur eine erhebliche Störung oder
Gefährdung der Ordnung und Sicherheit. Der Unterſchied zwiſchen
dringend und erheblich iſt zwar durchaus vorhanden, aber in der
Auslegung der militäriſchen Behörden wird der Unterſchied ver-
wiſcht werden. Aber was die Beſonderheit des Artikels 49 iſt,
der ſozuſagen beſonders große Fortſchritte in dem Zuſtande der
vollendeten Demokratie, der uns verheißen worden iſt, beſteht
darin, daß auch bei Gefährdung der Ordnung nicht
mehr nur der Sicherheit nunmehr die zur Wiederherſtellung
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßnah-
men getroffen werden können. Jeder, der die

B Auslegungskünſte der Verwaltungsbehörden
aus früherer Zu kennt, weiß, wie leicht ein Zuſtand der Ge-
fährdung der Ordnung (Zuruf vom Abg. Stolten:
Und Sicherheit!) Herr Kollege Stolten irrt vollſtändig, wenn er
glaubt, daß die Worte des Artikels 49 „öffentliche Sicherheit und
Ordnung“ eine Verſchärfung der Vorausſetzung
für die Anwendung der bewaffneten Macht ſind. Der Reichs-
präſident und vor allem der Reichswehrminiſter und die Herren,
die ihn beraten und leiten, werden ſich ſicherlich auch
dann für befugt halten, den Belagerungszuſtand und das Aufgebot
der bewaffneten Macht anzuerkennen, wenn durch eine noch nicht
die öffentliche Ordnung ſtörende oder nach c Militär-
behörden den Beſtand des Reiches, die öffentliche Sicherheit ge-
fährdende geheime Agitation, z. B. Mitgliedſchaft bei der Kom-
muniſtiſchen Partei oder bei- einer geheimen Verbindung nach
Auffaſſung der Herren die öffentliche Sicherheit geſtört iſt. Das
iſt ja ganz zweifellos. Hier liegt alſo, wie ich ſchon ſagte, ein

h Rückſchritt hinter die Zeit von 1851
vor. Jm Kriege hatten ja einzelne Militärbefehlshaber auch be
reits den Verſuch gemacht, die Gefährdung der öffentlichen Ord-
nung als ausreichende Vorausſetzung für Strafbeſtimmungen
und Anordnungen im Sinne des Belagerungszuſtandsgeſetzes an-
zuſehen. Das Reichs gericht hat das aber in ſtändiger Recht-
ſprechung zurückgewieſen. Das iſt vielleicht der einzige Punkt,
den die Rechtſprechung des Reichsgerichts während des Krieges

enüber der immer mehr vordringenden Gewalt der Militär-be ehlshaber mit großer Beharrlichkeit feſtgehalten hat. Wenn

Sie mit dem Herrn Kollegen Stolten und dem Herrn Kollegen
etwa der Meinung ſind, daß durch die jetzige Faſſung des

Artikels 49 an den Vorausſetzungen des Belagerungszuſtands-
geſetzes für das neue Recht nichts geändert werden ſoll, ſo iſt es
doch eigentlich nicht verſtändlich, warum unter der hervorragenden
Mitwirkung des Herrn Abgeordneten Koch dieſer Artikel in der
Faſſung „und Ordnung“ zuſtande gekommen iſt, und warum nicht

Beilage zum Volksblatt.

der Abgeordnete Koch, da er jetzt von mir auf die Möglichkeit eines
Mißbrauches hingewieſen wird, ſchleunigſt die Feder ergreift und
einen Antrag einreicht, um die Worte „und Ordnung“ aus
Artikel 49 herauszuſtreichen. (Zuruf von den Demokraten.) Herr
Abgeordneter Kochl Sie wiſſen nicht, was für Gemeinheiten
unter dem Vorgeben,„ die öffentliche Sicherheit zu wahren, von
den Militärbefehlshabern und ihren Organen begangen worden
ſind. Jch möchte verhindern, daß das in Zukunft geſchehe.

Auf der anderen Seite: Welche Kont rollen ſind denn nun
in dem Staate der „vollendeten Demokratie“ gegenüber möglichen
Mißbräuchen gegeben? Jn dieſer Beziehung darf ich viel
leicht an die Aeußerung erinnern, die der Reichswehrminiſter
Noske in dieſem Saale, aber nicht in dieſer Verſammlung, getan
hat, nämlich vor einigen Wochen hier auf dem Parteitage der
ſozialdemokratiſchen Partei. Auf einen Vorhalt wegen der Ueber
griffe der ihm unterſtellten Militärbehörden und Truppen führte
er etwa aus, er werde ſich bei der Anordnung ſeiner Maßregeln
immer im Einvernehmen mit ſeiner Partei-organiſation halten. Das iſt doch ſehr gefährlich. Wenn
zufällig einmal nicht ein ſozialdemokratiſcher Präſident an der
Spitze des Reiches ſtehen ſollte, ſondern etwa ein deutſchnationaler,
ſoll er ſich dann, nach Meinung des Herrn Miniſters Noske, viel-
leicht init den Forderungen der deutſchnationalen
Parteiin Einklanghalten?Jntereſſant iſt auch ein Vergleich zwiſchen den Verfaſſungs-
artikeln, die nach dem Geſetz von 1851 und nach der neuen Reichs
verfaſſung außer Kraft geſetzt werden können. Jn der neuen Ver-
faſſung kann auch das in den übrigen Beſtimmungen für dreimal
heilig erklärte Eigentum vom Reichspräſidenten ſchutzlos gemacht
werden, wenn er es im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung für nötig hält. Alſo können Zig Truppen die Druckereien
der den Militärbehörden unbequemen tungen beſetzen, und das
Deutſche Reich kann ſich die Druckereien aneignen, nämlich, wenn
die Truppen etwas davon übrig laſſen. Jch bin erſtaunt, daß das
Zentrum und die Demokraten, die eifrigen Hüter des Privat-
eigentums, ſo etwas mitmachen.

Viel ſchanmer iſt die Verſchlechterung auf einem anderen Ge-
biete. Nach dem Rechtszuſtand vom 4. Juni 1851
waren Maßregeln der kommandierenden Generale bei der

Verletzung des Poſt- und Telegraphengeheimniſſes ungeſetzlich.
Jetzt wollen Sie ſolche Eingriffe legaliſieren, indem Sie dem

Reichspräſidenten das Recht geben, auch den Artikel 116 über den
Schutz des Brief- und Poſtgeheimniſſes außer Kraft zu
ſetzen, wenn er glaubt, daß die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung es gebietet. Glauben Sie nicht, daß es ſich hier nur um
theoretiſche Befürchtungen handelt. Zahllos ſind gerade jetzt Ver
letzungen des Poſt- und Telephongeheimniſſes. Mein eigenes
Telephon iſt ſeit vielen Monaten unter ſtändiger Ueberwachung
durch irgendeinen langohrigen Spitzel. Von zuverläſſiger Seite
iſt mir mitgeteilt worden, daß ganze Stöße von Briefen an mich
und von mir auf irgendeiner Ueberwachungsſtelle ſchlummern.
So wie mir geht es zahlreichen Parteigenoſſen. Alles das wollen
Sie jetzt legaliſieren. Wenn Sie das tun, führen Sie uns in die
Zu ſtände des Vormärz hinein, und ſo zeigen Sie, daß
Jhnen nicht vollendete Demokratie, ſondern die Zuſtände des Vor-
märz wünſchenswert erſcheinen. Sie legaliſieren einen Zuſtand,
in dem der politiſche Gegner um ſeiner politiſchen Gegner-
ſchaft willen für vogelfrei erklärt wird und nicht einmal mehr die
natürlichſten Menſchenrechte genießen darf, wie den ungehinderten
Briefverkehr mit Freunden und Verwandten. Es iſt die
ſchlimmſte Ausprägung des Polizeiſtaates, die
Sie jetzt im Begriffe ſind, in der Verfaſſung vorzunehmen. (Sehr
richtigl bei den U. S.) Jch ſprach ſoeben davon, daß nach der Vor
ſtellung des Artikels 49 und nach der jetzigen Praxis der Kom-
mandobehörden ſchon die Mitgliedſchaft bei einer Partei
zur Aufhebung der Verfaſſungsgarantien führen kann und führt.
Erſt geſtern wurde der Schutzhaftbefehl gegen Fräulein
Mathilde Jakob veröffentlicht, der im Grunde nichts vorzu-
werfen iſt, als ihre Freundſchaft für Frau Dr. Luxemburg. Viele
Mitglieder der Kommuniſtiſchen Partei ſind lediglich

wegen ihrer Mitgliedſchaft in Schutzhaft genommen
worden, ohne daß irgendwelcher tatſächliche Anhaltspunkt für ein
die öffentliche Sicherheit gefährdendes Verbalten vorhanden war.
(Hört! Hört! und Zurufe bei den U. S.) Vor zwei Tagen haben
wir ein anderes Beiſpiel erlebt, das den wirklichen Zuſtand be
leuchtet, den Sie jetzt legaliſieren wollen. Ein engliſcher
Zeitungskorreſpondent, Philipp M. Price, dergewiß allen Sozialdemokraten und den meiſten Mitgliedern dieſes
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„Welch eine Welt, in der es nichts als reine Liebesehen gibtl“
rief ich aus. „Ach, Doktor Leete, es muß Jhnen ſchlechterdings
unmöglich ſein, nachzuempfinden, wie erſtaunlich eine ſolche Welt
einem Kinde des neunzehnten Jahrhunderts erſcheint.“

„Jch kann mir das einigermaßen vorſtellen,“ verſetzte der Doktor.
„Aber die von Jhnen geprieſene Tatſache beſitzt eine viel größere
Tragweite, als Sie ſich im erſten Augenblick vergegenwärtigen.
Sie bedeutet, daß zum erſtenmal, ſeit es eine Geſchichte der
Menſchheit gibt, das Prinzip der geſchlechtlichen Ausleſe ſich un

ehindert durchſetzen kann, mit' ſeiner Wirkung, die beſſeren
ypen der W zu erhalten und fortzupflanzen und die

chlechteren ausſterben zu laſſen. Weder die Armut mit ihren
edrängniſſen, noch die Sehnſucht nach einem Heim führt heute

die Frauen in Verſuchung, als Väter ihrer Kinder Männer zu
wählen, die ſie nicht lieben und achten können. Reichtum und
Rang lenken nicht länger die Aufmerkſamkeit von den perſönlichen
Eigenſchaften ab. Nicht mehr vergoldet Geld des Narren enge
Stirn. Die Vorzüge des Körpers, des Geiſtes und Charakters,
wie Schönheit, Klugheit, Witz, Beredſamkeit, künſtleriſches Talent,
Mut, gehen nicht verloren, ſie ſind der Vererbung auf die Nach-
kommenſchaft r Jede Generation wird ſozuſagen durch ein
feineres Sieb geſichtet als die vorausgehende. Die Eigenſchaften,
die wir bewundern, bleiben erhalten, ſolche dagegen, die uns ab
ſtoßen, werden ausgemerzt. Es gibt natürlich viele Frauen, bei

enen die Liebe für einen Mann Hand in Hand mit der Bewunde
rung für ihn gehen muß, und die nach einer glänzenden Ehe
t Aber auch für dieſe-Frauen bleibt die allgemeine Regel
der Liebesehe in Kraft. Denn eine glänzende Ehe eingehen, be-
deutet jetzt nicht mehr, ſich einem Manne mit Geld oder Titeln
vermählen, ſondern jemand, der ſich durch ſeine tüchtigen oder
bewundernswerten Leiſtungen im Dienſte der Menſchheit über
ne itbürger erhoben hat. Solche Leute bilden heutzutage
te z re Ariſtokratie, mit der eine Verbindung eine Auszeich-

nung iſt.
Sie ſprachen vor etlichen Tagen davon, daß unſer Volk an

körperlichen Vorzügen Jhren Zeitgenoſſen überlegen ſei. Wich-
tiger als alle die von mir damals erwähnten Urſachen zur Ver-
edelung der Gattung iſt vielleicht der Einfluß geweſen, den die
durch nachts beeinträchtigte geſchlechtliche Ausleſe auf die Hebung
der zwei oder drei letzten Genezationen ausgeübt hat. Jch bin

überzeugt, daß eine längere Beobachtung meiner Zeitgenoſſen
Wnen eigen wird, daß ſie ſich nicht bloß körperlich, ſondern auch
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geiſtig und moraliſch veredelt haben. Es würde ſeltſam ſein,
wenn dem anders wäre. Eines der großen Naturgeſetze wirkt ja
jetzt frei und ungehindert zum Heil der Menſchheit, und es wird
noch unterſtützt durch eine ſtarkgewurzelte Moral. Zu Jhrer Zeit
beherrſchte der Jndividualismus die Geſellſchaft und ertötete nicht
nur jedes wärmere Gefühl der Brüderlichkeit zwiſchen den Leben-
den, ſondern ließ obendrein kein Bewußtſein der Verantwortlich-
keit einer Generation für das ihr folgende Geſchlecht aufkommen.
Noch nie vorher hat ſich das Bewußtſein dieſer Verantwortlichkeit
machtvoll und allgemein durchgeſetzt. Heutzutage iſt es eine der
großen ethiſchen Jdeen geworden, die die Menſchheit leiten. Den
natürlichen Trieb, die beſten und vollkommenſten des anderen Ge-
ſchlechts zur Ehe zu wählen, verſtärkt es durch die tiefe Ueber-
zeugung, daß dies Pflicht gegen die kommenden Geſchlechter ſei.
Kein einziges der Mittel, durth die wir Fleiß, Talent, Genie und
jegliche Tüchtigkeit zu ermutigen und anzufeuern pflegen, wirkt
auf unſere jungen Männer auch nur annähernd ſo ſtark wie die
Tatſache, daß unſere Frauen als Richterinnen der Gattung über
ihnen thronen und ſich vorbehalten, die Sieger durch ihre eigene
Perſon zu belohnen. Kein Sporn und Preis wirkt gleich an-
eifernd wie der Gedanke, daß kein ſtrahlendes Frauenantlitz dem
Trägen und Unfähigen zulächeln wird. Zu Hageſtolzen werden
heutzutage faſt ausnahmslos nur Männer, denen es nicht ge-
lungen iſt, ihre Lebensaufgabe mit Ehren zu erfüllen. Die Frau
muß Mut beſitzen, und zwar obendrein eine ſehr traurige Art
von Mut, die ſich durch Mitleid dazu bewegen läßt, einen dieſer
Unglücklichen zum Gatten zu nehmen. Sie ſtellt ſich in ſchärfſten
Gegenſatz zu der öffentlichen Meinung, denn im übrigen iſt ſie ja
vollſtändig frei. Jch muß hinzufügen, daß in dieſer Beziehung
nichts unwiderſtehlicher und zwingender auf ſie wirkt, als das Ur
teil ihrer eigenen Geſchlechtsgenoſſinnen. Und das iſt ſtrenger
als das der Männer. Unſere Frauen ſind ſich voll der Verant-
wortlichkeit bewußt, die ſie als Hüterinnen der kommenden Welt
tragen, denen die Schlüſſel der Zukunft anvertraut ſind. Jhr
Pflichtgefühl grenzt in dieſer Beziehung an religiöſes Empfinden.
Wie in einer Religion erziehen ſie ihre Töchter von Kindheit an
in dem Gefühl ihrer Verantwortlichkeit gegen die Ungeborenen.“

An jenem Abend blieb ich noch lange in meinem Zimmer wach
und las einen Roman von Berrian, den mir Doktor Leete gegeben
hatte. Die Handlung drehte ſich um eine Situation, in der die
moderne Auffaſſung von der elterlichen Verantwortlichkeit zum
Ausdruck gelangte, wie ſie von Doktor Leete

L aus ſeiner langen Tätigkeit in Weimar bekannt ift iſt in

den Daily Herald, eine t uhen mag ganz ſicher aber nicht kommuniftiſch ift.
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nicht, und ſo erleben wir wiederum, wie in zahlreichen Fällen wäh
rend des Krieges, daß die militäriſche Behörde ſich m die
internationalen Wirkungen ihrer Gewaltmaßregeln um den
Teufelkümmert.Es iſt jetzt vielleicht die letzte Gelegenheit, bei der Verfaſſungs
beratung, Sie zu warnen und Jhnen vor Augen zu führen, in
welche Gefahr Sie das Deutſche Reich, das deutſche Volk, bringen,
wenn Sie nicht dem Toben des Militärs alten Geiſtes einen Zügel
anlegen. Anſtatt, daß Sie ſich durch die wirklichen Vorgänge
warnen laſſen, ſind Sie im Begriff, alle dieſe

Handlungen der Willkür und der militäriſchen Tobſucht
wie wir ſie im Kriege und nach dem Kriege bei der Bekämpfung
politiſcher Beſtrebungen erlebt haben, durch Artikel 49 auf einen

eſetzlichen Boden zu ſtellen. Sie verlieren das Recht desProteſtes gegen Willkür und Gewalt, wenn Sie der Willkür und
der Gewalt jetzt den Glorienſchein des Rechtes verleihen.

Wie ſoll ſich das Verfahren nach Artikel 49 eigentlich
praktiſch geſtalten? Der Reichspräſident kann von der hohen Warte
aus, auf der er thront, die Einzelheiten nicht verfolgen. Er und
die Miniſter ſind auf die Berichte der unter geordneten
Organe angewieſen. Praktiſch liegt die Sache alſo wie in der
alten Zeit. Namentlich auch in der Zeit des Sozialiſtengeſetzes:
die Vorbereitung einer Anordnung aus Artikel 49 liegt in den
Händen der unteren Polizeiorgane und Militär-
perſonen. Dieſe ſchaffen das tatſächliche Material auf lauterem
oder unlauterem Wege herbei, mit Hilfe oder ohne Hilfe von
Spitzeln und Lockſpitzeln.

Der amtliche Gebrauch von Spitzeln
iſt gerade bei der Revolution, zur Bekämpfung der der jetzigen Re
gierung unbequemen Richtungen viel größer, als jemols in den
Tagen des Sozialiſtengeſetzes. (Lebhafte Zuſtimmung bei den
U. Soz.) Jch ſage alſo: Dieſe Spitzel und die amtlichen Organe,
die mit Spitzeln arbeiten, ſchaffen die Vorausſetzungen für die An-
wendung des Artikels 49. (Sehr richtig! bei den U. Soz.) Wollen
Sie das legaliſieren, dann haben Sie die Verantwortung
dafür zu tragen. Nur machen Sie ſich ſelbſt nichts vor und
ſuchen Sie nicht die Oeffentlichkeit darüber zu täuſchen, als ob
Sie, wenn Sie einen ſolchen Artikel 49 annehmen, noch irgend
etwas mit der Demokratie zu tun hätten. (Sehr richtigl bei den
U. Soz.) Wenn dieſer Artikel 49 zum Geſetz wird, dann wird die
rückſchauende Betrachtung einmal feſtſtellen: Die Nationalver-
ſammlung, der Saul, iſt ausgezogen, um das Königreich der
Demokratie zu gewinnen, und er iſt heimgekehrt mit dem Eſel
dieſer Verfaſſung. (Sehr gut! bei den U. Soz.)

Wenn Sie den Rechtszuſtand, der durch Artikel 49 geſchaffen
werden ſoll, mit dem Rechtszuſtand nach dem Geſetz vom 4. Juni
1851 vergleichen, ſo müſſen Sie noch auf einen wichtigen
Unterſchied achten. Nach dem alten Geſetz hatte die Er-
klärung des Belagerungszuſtandes die Folge, daß die vollziehende
Gewalt auf den Militärbefehlshaber übergeht. Die
Rechtſprechung und die Rechtslehre waren vollkommen darüber
einig, daß die vollziehende Gewalt des Militärbefehlshabers durch
aus und durchweg im Rahmen der beſtehenden Geſetze bleiben
müſſe. Das Verordnungsrecht des Militärbefehlshabers und ſein
Ausführungsrecht durfte ſich nur auf dem Boden des Rechtszu-

ſtandes bewegen, den der Militärbefehlshaber bei der Erklärung
des Belagerungszuſtandes übernommen hatte S zt aber wollen
Sie dem Reichspräſidenten oder ſein uriſchen Angeſtellten
die allgemeine Vollmacht geben, die zur Wiederherſtellung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlichen M a ß
nahmen zu treffen. Auch außerhalb des Geſetzes, ſogar gegen
das beſtehende Geſetz darf danach der Reichspräſident oder der
Reichswehrminiſter oder ein Reichskommiſſar eine Maßnahme
treffen. Wenn z. B. ein ſolcher militäriſcher Angeſtellter auf die
Vorſtellung kommt, daß auch für den Bürgerkrieg oder für den
Zweck der Wiederherſtellung von Ordnung und Sicherheit der Aus
ſpruch Hindenburgs richtig iſt:

Der grauſamſte Hrieg iſt der kürzeſte Krieg,
ſo könnte ein ſolcher militäriſcher Angeſtellter ſehr leicht zur An
wendung giftiger Gaſe bei Beſchießung von Städten
kommen. Proben davon oder wenigſtens Anfänge an dieſe Vor

regt hätte und Groll gegen das ungeſchriebene Geſetz, das ſie ver
letzten. Jch brauchte nicht näher zu ſchildern denn wer hat nicht
Ruth Elton geleſen! wie ganz anders Berrian den Gegenſtand
erfaßt und darſtellt, und mit welch gewaltiger Wirkung er den
Grundſatz einſchärft: „Unſere Macht über die Ungeborenen iſt der
Gottes gleich, und unſere Verantwortlichkeit gegen ſie iſt ſo groß,
wie die ſeine gegen uns. So wie wir unſere Pflicht gegen ſie er
füllen, möge er uns richten.“

Sechsundzwanzigſtes Kapitel.
Wenn meiner Meinung nach jemand zu entſchuldigen war, daß

er die Reihe der Wochentage vergaß, ſo war ich es in meiner
Lage. Jn der Tat, nach allem, was ich bereits vom zwanzigften
Jahrhundert gehört und geſehen hatte, würde es mich durchaus
nicht überraſcht haben, wenn man mir geſagt hätte,
die Art der Zeitrechnung völlig verändert worden ſei, und d
man die Tage nicht mehr in Gruppen von ſieben, ſondern von je
fünf, zehn oder fünfzehn zuſammenfaſſe. Am Morgen nach dem
im letzten Kapitel ergäblten Geſpräch fiel es mir zum erſtenmal
ein, mich nach dem Wochentag zu erkundigen. Beim Frühſtück

mich nämlich Doktor Leete, ob ich wohl eine Predigt hören
Mmochte.

„Es iſt heute alſo Sonntag!“ rief ich aus.
„Jawohl,“ erwiderte er. „Am Freitag vor acht Tagen waren

wir ſo glücklich, die Entdeckung des verſchütteten Zimmers zu
machen, der wir verdanken, daß wir uns heute morgen in Jhrer
Geſellſchaft befinden. Am Sonnabend, kurz nach Mitternacht,
ſchlugen Sie zum erſtenmal die Augen auf, und Sonntagnach-
mittag erwachten Sie zum zweitenmal und mit völlig wiederher-
geſtellten Kräften.“

„So gibt es alſo bei Jhnen noch Sonntage und Predigten,
ſagte ich. „Wir hatten Propheten, die weisſagten, daß die Welt
chon lange vor dieſer Zeit mit beiden aufgeräumt haben werde.

Jch bin doch begierig, wie ſich die Kirche in Jhre übrige Geſell
ſchaftsordnung einfügt. Wie ich vermute, haben Sie eine Art
Nationalkirche mit ſtaatlich angeſtellten Geiſtlichen.“ S

Doktor Leete lachte, und Frau Leete ſowie Edith ſchienen vo
meiner Frage ſehr beluſtigt.

„Aber, Herr Weſt, ſagte Edith, „für welch wunderliche Heilig
müſſen Sie uns halten! Sie waren bereits im neunzehnten
Jahrhundert über eine Staatsreligion und die mit ihr zuſammen
hängenden Einrichtungen hinaus, und Sie meinen, wir ſeien jet

in feinen letzten Wor-
ten gekennzeichret worden war. Ein Romanſchriftſteller de
neunzehnten Jahrhunderts würde eine derartige Situation
unfehlbar ſo behandelt haben, daß er im

faſt vom Staate angeſtellt werden, damit, daß alle Gebäude Na
habe er im Leſer eine krankhafte eigentum ſind und allgemeine Arbeitspflicht für alle b

Sympathie mit der gefühls ſeligen Selbſtſucht der Liebenden er ragte ich zurück.

dazu zurückgekehrt?“
„Aber wie vertragen ſich freie Kirchen und Geiſtliche, die ni

e KGfortfetung folgen



e

h

ellungen haben wir leiderz aus Hamburg, daß ine et Gat l
ſind r die angeſammelte Bevölkerung zu vertreiben. (Hört!

en U. Soz.) Auch abge e von der Anwendung von
e igen Maßregeln iſt bei er weiten elaſti uz War der geigetenmiſſer oder ne z
befug e Gemeindeveweil dadurch nach ſeiner gang die e t feg Leregt
werden könnte. Auch hi utuSchlechtes für die Zukun erwarten I d ere ehrer n Braun h

ab geſetzt.ande gekommene Regierun
Und nun laſſen Sie mich zum Schlu en: Seit Novembeen r Der W Januar bis ſeit der Wahl u fü

nr e en Sie ſich als Hüter und, möchte i
ter der wahren Geſeztzlich-Sie erklären die Revolution beendiel. r

legaler Boden durch die Wahlen zur Nationalverſammlung ge
e

e ebaut werde. r richti n demſelben Aublick aber, wo Sie das Grundgeſetz Fundamentierung e
Deutſchen Reiches iſeg u wo eher gffen wollen, mißbrauchen Sie das neue Ge

ein Jnſtrument des Bürgerkrieges
machen. (Sehr richtig! bei den U. Soz.) Die Ausführungen der
Herren Katzenſtein und Dr. Preuß können keien anderen Sinn

ben, als: Wir brauchen den Belagerungszuſtand.
Zuruf von den Soz.: Gegen die Gewalt!) Nein, Herr Keil, zum

utze der Parteiregierung. Jch möchte, daß die Bevölkerung
nen endlich einmal die heuchleriſche Larve vom Geſicht reißt.
roße Unruhe bei den Rechtsſoz.) und endlich erkenne, daß dieſer
rei nach Geſegtzlichkeit nichts weiter iſt als ein Schrein a ch

dem Bürgerkrieg e. (Lebh. Widerſpruch bei den Rechtsſoz.)
Sie wollen das Geſetz mißbrauchen als Waffe für den Bürgerkrieg
gegen die Jhnen unbequeme Partei. 38 möchte
nicht, daß für den Bürgerkrieg der n dieſesattuneht der Gewalt, verewigt werde. Es iſt doch ein Unter

obeineumdieMachtringende Partei, nennen
Sie ſie Räteregierung oder wie Sie ſonſt wollen, von der Geſetz

lichkeit abweicht, oder ob es die Regierung tut, die immer und
immer wieder verſichert. ſie z die wahre und geſetzliche und demo-
kratiſche Regierung. Gewalt und Mißbrauch mißbillige ich gleich

arf, gleichviel welche Partei ſich des Mißbrauchs ſchuldig macht.
(Zuruf bei den Rechtsſoz.) Sie wiſſen, daß ich es mißbillige, wenn
in München oder Paſſau oder ſonſtwo Kommuniſten oder Unab-

ngige oder wer immer das Poſtgeheimnis und das Telephon-
eheimnis durchbrechen. Aber es muß doch anders gewertet wer
„was mitten im er of die re geſchieht,als wenn Sie jetzt mit einer auf die Dauer berechneten Geſetz

gebung nichts weiteres tun, als die Geſchäfte einer Par
de i zu beſorgen, und ihre Machtpoſition mit den Mitteln der Ge
walt zu verewigen. (Zuruf bei den Rechtsſoz.) Das iſt die Un-
h n e er einc e zen Artikels 49 liegt. Dieſe

aufrichtigkeit vor dem Volke feſtgeſtellt zu haben, erachte ich als
das Verdienſt meiner Partei,

Preuhlſche Lundesverſammlung

41. Sitzung vom 8. Juli, 1 Uhr. zuſchlägen für 5177 P

tätigkeit des Tages,S e o p. begannen t nicht von Grütze
lebten, iſt überflüſ rwSo nun endlich ei bon den dige

mei und den rke denen ſolches nicht unbekannt

e r denngegen olkswoh e Volksruhedaß ſie ſchwerſter Beſrrafung unterzogen werden müſſep. ſo ſtar

Der Menſch eine chemiſche Fabrik.
Auf die Frage: Woraus t der Menſch? gibt ein amerikanicher e in einer Zeitſchrift folgende Aniwort: Ein Mann.

er 150 Pfund wiegt, enthält ungefähr 83500 Kubikmeter Gas
es Waſſerſtoff und Stickſtoff die als Gaslichtbeleuchtung

r ungefähr 13 Mk. liefern würden. Ferner enthält er Fett für
ch 15 Pfund Lichte, die zuſammen mit dem Gas eine bedeutende

leuchtungsmöglichkeit gewähren würden. Sein Körper enthält22 Vfund 10 137 Kohle oder genug zur Anfertigung von 780 Dpd.
Bleiſtiften (9860 Stück). Weiter hat er ungefähr 50 Gramm en
im Blut, und der übrige Körper enthält Eiſen genug zur Anferti

ung eines Hakens, der das Gewicht ſeines Körpers tragen könnte.
n geſunder Mann enthält 54 Unzen Phosphor. Dieſes ſtarke

Gift genügt für 800 000 Zündhölzer oder um 500 Perſonen zu verßg Dies und 2 Unzen Kalk ſind das, was Knochen r
ildet. Wie ein Mann auch ausſehen mag, er enthält

doch etwa 50 Stück Zucker gewöhnlicher Größe. Und als weiteresGewürz hat er etwa 20 Söwffel Salz in ſeinem Körper. Wenn
man das Waſſer auspreſſen würde, das er enthält, würde man un
gefähr 88 Quart oder mehr als das halbe l erhalten.
Ferner enthält er ein gut Teil Stärke, Pottaſche, Magneſium uſw.

Drei Salvarſan Todesfälle in Leipzig.
In der Leipziger Mediziniſchen Geſellſchaft wurden durch Dr. et drei neue Todesfälle mitgeteilt, die „durch

mäßige Salvarſangaben“ verurſacht wurden, obwohl die
Behandlung unter den Vorſichtsmaßregeln der neueſten Methodik
erfolgte. wurde durch die Sektion feſtgeſtellt, daß die Todes
fälle nicht auf die ſyphilitiſche Erkrankung ſelbſt, ſondern auf Sal
varſan zurückzuführen ſind.

Und ſo was nennt die Schulmedizin immer noch Shphilis
heil mittel!

Deußen geſtorben. In Kiel iſt am Sonntag Profeſſor Paul
Deußen, Philoſoph und Jmolog und anerkanntes Haupt der Deut
ſchen Schopenhauergemeinde, im Alter von 74 Jahren geſtorben.

Ans der Provinz.
Staffelung der Einkommenſteuerzuſchläge.

Durch ein Geſetz vom 4. Juli 1919 hat die en Landes
verſammlung es den Gemeinden freigeſtellt, die r e zurEinkommenſteuer zu ſtaffeln, damit die ſteuerſchwachen Sichten
der Bevölkerung entlaſtet werden. Das Geſetz beſagt, daß natür
liche Perſonen mit Einkommen bis 1500 Mk. keine Zuſchläge ent
richten brauchen, während die Einkommen bis 3900 Mk. nach einem
ſtaffelweiſe ermäßigten Tarif beſteuert werden können. Der da
durch entſtandene Steuerausfall muß von den Einkommen über
6900 Mk. durch höhere Zuſchläge gedeckt werden. Eine der erſten
Gemeinden, welche den Kommunalſteuertarif nach dieſen Be
ſtimmungen geändert hat, iſt die Stadt Eilenbu 47 denn in
letzter Stadtverordnetenſitzung lag ein dahinzielender Antrag der
unabhängigen Fraktion vor. Für Eilenburg tritt nach dem Geſetz
eine Ermäßigung reſp. Befreiung von den Gemeindeeinkommen-

erſonen ein. Der Ausfall beträgt rund
Auf eine Anfrage des Sozialdemokraten Brückner, ob der 125 000 Mk. 192 Perſonen hätten dieſen Ausfall zu decken, und

Regierung bekannt iſt, daß bis in die letzte Zeit hinein guf den

Landratsämtern 3Geheimakten ber Sozialdemokraten
geführt worden ſind. ob die Regierung die Führung ſolcher Akten
unmöglich machenund die vorhandenen ſofort vernichten laſſen will,
r ein Regierungsvertreter daß die Regierung

e Fü
lichen landrätlichen Behörden von dieſer Auffaſſung mit dem Er-
ſuchen Kenntnis gegeben hat, etwa vorhandene Akten ſofort zu ver man endlich, leider zu ſpät,
nichten. Ergänzend fragt Abg. Brückner, ob die Regierung wiſſe,

war würden nach der Vorlage 105 Perſonen nur zu mäßigem
uſchlag herangezogen werden, während die großen Einkommen
is 200 000 Mk. und mehr eine ſtärkere Belaſtung erfahren. Jn

der Debatte wurde zwar auch von bürgerlicher Seite die Not
wendigkeit der Vorlage anerkannt, doch nimmt man an, daß bei
den erhöhten Anforderungen, welche nun an die Stadt heran
treten. künftig alle Kreiſe der Einwohnerſchaft mit hohen Steuer

g ſolcher Geheimakten für unzuläſſig anſieht und ſämt ren belegt werden müſſen. Auf die Daner werde ein kleiner
Ferner kommt

ur Verurteilung der unſinnigen
rozentſat die Erhöhung nicht ertragen können.

Kriegspolitik, der Anleihewirtſchaft, die von unſeren Genoſſen
daß mindeſtens bis zum 9. November 1918 derartige Akten geführt ſchon während des Krieges aufs ſchärfſte gebrandmarkt worden
worden find. Ein Regierungsvertreter verneint auch dieſe

Auf Anfrage des Abg. Sämiſch (U. S.) über die Gründe der Ver-
Frage. iſt. Genoſſe Raute kennzeichnete in klaren Worten unſeren

Standpunkt. Die ſozialdemokratiſche Fraktion wird ſtändig be
ögerung der Auszahlung von Rentenzuſchlägen an verſocgungs ſtrebt ſein, die minderbemittelten Einwohner von den Abgaben zuberechtigte Militärperſonen, erwidert ein Regierungsver- befreien oder dieſe Abgaben nach Möglichkeit zu ermäßigen. Auch

treter, es geſchehe alles, was möglich ſei, um den berechtigten wenn die Steuerſchraube bis aufs höchſte angeſetzt würde, ließ ſich
An

empfänger nicht angängig.
Auf Anfrage Koß mann (Zentr.) teilt ein Regierungs

ommiſſar mit, daß mit den Beſetzungsmächten über die Er
eichterung der Zuckerverſorgun

Verhandlungen angebahnt ſeien, die
bracht werden konnten.

Zu dem Antrag auf Errichtung einer Zentralſtelle zur
Förderung des Volkshochſchulweſens

beantragte Heß (Zentr.) die Zurückſtellung der Beratung biser der r erkrankt ſet Hiergegen erhob
Dr. Roſenfeld (U. S.) Widerſpruch. Wieder wolle das

entrum die Erledigung einer Bildungsfrage verhindern. Nach
em Miniſterialdirektor Keſtner gebeten hatte, dieſe Frage mög-

lichſt bald zur Entſcheidung zu bringen, wurde der Antrag auf Vor
ſchlag Dr. Friedbergs (Dem.) ohne Ausſprache dem Gemeinde-mine überwieſen. 8

rauf wurde die Ausſprache über den Etatdes Handels-
miniſteriums fgrieg et

Abg. Laberland (Soz.): Die Sozialdemokratie iſt ſtets für
eine vernünftige Mittelſtandspolitik eingetreten; ſie hat allerdings
das Handwerk ſtets vor Jlluſjionen gewarnt, nicht zuletzt im Juter-
eſſe des Handwerks ſelbſt. (Sehr richtig! b. d. Soa.) Was hat denn
der freie Handel im Kriege Beſonderes geleiſtet? Die Kriegs-
geſellſchaften haben gewiß Fehler gemacht, aber dieſe werden viel
zu ſehr verallgemeinert und maßlos übertrieben. Ohne die viel
n Zwangs wirtſchaft wäre Deutſchland ſchon im Anfange

Krieges wirtſchaftlich zuſammengebrochen. Zuſtimmung b. d.

Eſſer (Zentr.): Das Handwerk hat durch den Krieg am
meiſten gelitten. Die Planwirtſchaft bedroht ſeine wirtſchaftliche

lbſtändigkeit. Daher Vorſicht! Die Sozialiſierung kann das
dwerk bis zu einem gr Grade mitmachen. Aber alles Ex

imentieren muß unterbleiben.Abg r Die wilden Streiks verhindern jeden
Wiederaufbau. Die Führer haben die Maſſen völlig aus der Hand
verloren. Wir ſind Gegner der Planwirtſchaft, beſonders auch mit

Rückſicht auf das Handwerk. Der freie Handel muß ſich wieder be
be Te eder (D. Vp.): Wir wünſchen auf wirtſchaftlichem

Gebiet ein klares Programm von der Regierung. Wir erwarten,
Miniſter Bauer die r v ablehnt. Die Sozialifierung

der Jetztzeit völlig unmöglich.re die Beratung auf Mittwoch 1 Uhr vertagt. Schluß
Ubr.

Allerlei.
Wie ſie ſchlemmen.t r Aus Niederbayern wird geſchrieben: Jn Vörndorf bei

idenbach fand vor einigen Tagen eine große Hochzeit mit über
eingeladenen Perſonen ſtatt, zu der nicht weniger als 7 Kälber

t wurden. In Neukirchen v. W. (B.A. Paſſau) wurden
einer Doppelhochgeit am 2 Juni Krapfen aus feinftem Weizenh unter die Kinder auf die Straße geworfen, und z nicht in

weil das Krapfenwerfen ſo guter alter Vrauch iſt und
nicht lzumven laſſen darf. Jm gleichen Ort und im gleichen
feierte man drei Tage Lün eine Hochzeit, an der etwa

ilnahmen, dig um C Uhr krüh bereits miz der Haupt

des Saargebietes ſteuerſätzen 1,20 tnicht zum Abſchluß ge-ſätszen 6 Mk., 9 Mk., 12 Mk. und 16 Mk. keine Gmeindeein-
kommenſteuerzuſchläge erhoben.

chen zu entſprechen. Auch dem Perſonalmangel im Kriegs eine Deckung der künftigen ſehr notwendigen Ausgaben nicht er
ſei man abzuhelfen eifrig bemüht. Aus ſtaatsrecht reichen. Die Stadt muß ſich andere Einnahmequellen verſchaffen.

lichen Gründen ſei eine einfache Zuſatzanweiſung für die Renten- Wir werden bald geewiingen ſein, an die Monopoliſierung und
Sozialiſierung werbender Jnſtitute und Unternehmungen heran
zutreten. Einſtimmig wurde dann folgendes beſchloſſen:

Jm Rechnungsjahre 1919 werden von den fingierten Normal-
k., 2,40 Mk. und 4 Mk. und von den Tarif-

Der Tariſjaßz von 21 k. iſt zu ermäßigen um 90 v. H. auf 2,10 Mk

26 8 5,202 l 7 l v v 0 72 I 31 7 7 2 2 70 v 9,30 v89 60 14.407 I7 44 7 2 50 e e 22,00 vJ r 52 w I 2 7 7 40 2 31,20 vn v 60 2 2 7 30 7 42,002 7 70 2 J J 20 v v 56,00 210 n 72,00Die Befreiungen und Ermäßigungen ſind nur auf die natür-lichen Perſonen anzuwenden. S Deckung des entſtehenden Aus-

falles und etwa eintretender Zinsausfälle und Mehrkoſten werdenbei den Steuerpflichtigen, welche mit ine Mk. oder mehr Ein-
kommenſteuer veranlagt ſind, die im S 1 des Geſetzes vom 8. Juli
1616 für die natürlichen Perſonen vorgeſehenen Zuſchlagsprozente
teilweiſe mit dem Gemeindeeinkommenſteuerzuſchlag belegt, und
zwar wie folgt: Bei den natürlichen und juriſtiſchen Perſonen
mit einem Einkommen von mehr als 6500 Mk. bis 20500 Mk.
(Steuerſatz 600 Mk.) ſind 5 vom Hundert, bei den gleichen Per-
ſonen mit einem Einkommen von mehr als 20500 Mk. bis 30 500
Mark (Steuerſatz 900 Mk.) ſind 10 vom Hundert, bei den gleichen

erſonen mit einem Einkommen von mehr als 30 500 Mli. bis
200 000 Mk. (Steuerſatz 7800 Mk.) ſind 50 vom Hundert und bei
den gleichen Perſonen mit mehr als 200 000 Mk. Einkommen ſind
65 vom Hundert der oben bezeichneten ſtaatlichen Zuſchlags-
prozente der Gemeindeeinkommenſteuer Zuſchlagsbeſteuerung
unterworfen.

Dieſer Beſchluß iſt ein Beweis dafür, das die Arbeitervertreter
bei Benutzung des neuen Geſetzes manche Laſten von den Schultern
der Beſitzlofen abwälzen können. Das Eilenburger Beiſpiel muß
bahnbrechend wirken.

Städtetag der Provinz Sachſen.
Der Städteverband Sachſen-Anhalt, umfaſſend die Städte

bis zu 10000 Einwohnern, wird am 25. und 26. Jnli im Stadt
verordnetenſitzungsſaale zu Halle eine Mitgliederverſammlung ab-
halten, auf dem über die ſchwebende Verwaltungsreform und
über kommunal wirtſchaftliche Fragen geſprochen werden
wird. Außerdem werden Vorträge gehalten werden vom Rektor
Wigge Artern über die Einheitsſchule und vom Senator
HühnerbeinArtern über die Sozialiſierung wirtſchaftlicher
Betriebe zugunſten der Gemeinde.

Arbeiterausſchüſſe und Betriebsräte der
Mansfelder Gewerkſchaft.

Sämtliche Arbeiteransſchüſſe und deren Erſatzmänner von den
Betrieben der Mansfelder Gewerkſchaft werden exſucht, Sonntag,
den 18. Juli, vormittags 10 Uhr, ſich im Reſtaurant Müller Kloſt ex
mansfeld einzufinden. Genoſſe Koenen Halle) wird uns eingehend

un n des Pitter er e e ber 7wichtigen Themas wegen iſt das Erſcheinen ſämtlicher Genoſſen dringen

eriorderlich, Der Revierrat,

„Fräulein“ iſt verheiratet.
Mit dieſem Ruf werden unſere kleinen Kinder bald von

rerin heimkommen. Noch 1910
ndung vonPreußiſcher Lehrerinnen, daß „die

und der Verein nicht für eineng e et lange Anſtellungsurkunden eintrete.
tiguſchen nach dem Erlaß vom 8. 11. 1907 konnten verheiratete Lehr

usnahmsw igt werden, ſofern eine „ei ndede her e er eniſſe es zuläßt. vertraten nach der Verfügung
17. 10. 1915 verheiratete Lehrerinnen in den Schulen; und ein E

arg u rn rbmigtenngsß h rendgültig angeſtellt werden könnten, wenn ſie kinderlos ſinwenn ne ſorgfältige Prüfung der Verhältniſſe ergibt, die Witwe
urch die Kinder in der Erfüllung ihrer Pflichten als Sein n

J wird. Der „vielverſprechende“ Kultusminiſter Haenif
äußerte: Wenn vielleicht auch eine Aufhebung des Zölibats im An
erhebliche Schwierigkeiten im Unterrichtsbetriebe mit ſich bringt, m
das Verbot troßdem in weitgehendſtem Maße gemildert
werden. Eine Frau, die nicht mehr dem Leben ſo weltfremd gegen
über ſteht, und die ſelbſt Kindern das Leben lernt hat, wird 83
viel leichter in die Seele der Jugend hineinfühlen können und
ihre Jndividualität einzugehen verſtehen.

Wir meinen, Haeniſch ſollte längſt das a der Lehrerinnen
aufgeben haben und verweiſen auf ein Buch von Maria Kern:
150 005 ungeborene Qualitätskinder, in dem ſie in unerhört kühner
Sprache und friſcher Offenherzigkeit über das Sexualleben der
Lehrerin ſich ausſpricht. Schaut doch die jungen Damen an, die14 Jahre lang hinter Büchern geſeſſen und geochſt haben Wohin
ſliegt ihr höherer Wiſſensdrang“ im doleo far niente nen
Männern Viel lieber trügen ſie das ſüße Joch der Ehe als das
ſchwere Pack Bücherwiſſen. Alles Verſchrobene und Unnatürliche in
ihrem Unterricht würde im Nu verſchwinden, ihre innige Liebe zum
keimenden Leben und zum eigenen Kinde würde unbedingt wärmende
Strahlen auch auf proletariſche Schulkinder werfen. Maria Kern
ſchreibt dazu noch, „daß leider unſere landläufige Moralanſchauſich noch nicht auf der Höhe befindet, daß ſie dem Weibe en
zur Erfüllung ſeiner Sehnſucht ſich einem Manne freier Wahl a
ohne Eingehung der Ehe-hinzugeben“. Dieſe ewig nervenzerrüttende,
dauernd jungfräuliche Neugier und das nagende Sehnen nach Er
gänzung, dieſer Männerhunger, der den gauzen Schulunterricht nervös
macht und verdirbt, würde ſtiller, mütterlicher Fürſorge für
Proletarierkinder Platz machen, und das Wort gar, „Fräulein“ iſt
verheiratet, hätte einen ſchönen ſozialen Klang. Sittlich entrüſtet
ob ihrer Kollegin legen die Lehrerinnen Fränlein Marie Pöl be inDelitzſch und Gertrud Hobbin in Treffurt in der Pädagogiſchen
Warte „Verwahrung“ gegen die Schrift ein, ſie ſprechen von „ſchwerer
Verwirrung des ſittlichen Urteils“ ihrer Amtsgenoſſin, die doch nichts
als offen die Wahrheit ſagte

Daß bisher verheiratete Lehrerinnen nicht unterrichten durften, lag
wohl an dem Ueberfluß weiblicher Lehrkräfte, augenblicklich ſtehen in
Preußen 10000 Lehrerinnen zur Verfügung; ihre Zahl ſteigt noch,
ein um ſo bedenklicheres Zeichen, als die Geburtenzahl ſtark zurückgeht.
Bald wird der Zeitpunkt kommen, wo auf ein paar Kinder eine
Lehrerin kommt, wenn gber ein Witzbold meint, das ſeien dann
ihre eigenen, ſo ſolle er ſich hüten, allzuweit zu denken, ſonſt kommt
er ſchließlich auf den negativen Standpunkt, nämlich, daß dann über
ein einziges armes Kindchen ein halbes Dutzend Lehrerinnen her
fallen, um es zu erziehen „das arme Wurm“

Eilenburg. Stadtverordnetenſitzun Nachdem die
Einführung der neuen Stadträte ſich in der üb ichen Weiſe voll
zogen hatte (nur daß dabei eine den heutigen Verhältniſſen an
gepaßte Eidesformel gewählt wurde), beſchäftigte ſich die Sitzung
mit der Aenderung des Kommunalſteuertarifs, worüber wir an
anderer Stelle des Blattes berichten. Danach wurde ein Antrag-
welcher beſagt, daß ſämtliches Gemeindeobſt der hieſigen Bevölke
rung zu einem mäßigen Preiſe zugeführt werden ſoll,
angenommen und der Lebensmittelkommiſſion zur Durchführung
übertragen. Eine Anfroge, wieweit nun die ſäumigen Landwirte
ihrer Ablieferungspflicht Genüge geleiſtet hätten, wurde vom
Stadtrat Michel dahingehend beantwortet, daß der Landrat nur
ſchätzungsweiſe eine Berechnung aufgeſtellt habe, welche aber zum
gröfſten Teil nicht zukräfe. Gen. Quitzſch hält dieſe Antwort nichtfür ausreichend. Wenn auch für kleine Landwirte das Geſagte zu

träfe, ſo ſtänden doch in der Liſte hohe Zahlen von größeren Land
wirten, die ihrer Ablieferungspflicht und ſomit ihrer Pflicht der
Allgemeinheit gegenüber nicht nachgekommen ſind. An dieſer An
gelegenheit kann nicht achtlos vorübergegangen werden, ſondern es
muß eine gründliche Unterſuchung atte

ittenberg. Kartellſitzung. Die Bauarbeiter haben nunme
ihre Beiträge nach den verkauften Marken zu berechnen und a
zuführen. Neu angeſchloſſen ſind die Bäcker, Tabakarbeiter und Buch
binder. Die Buchdruckerei- Hilfsarbeiter gehören dem Buchbinder
verband an. Zum Gewerkſchaftsfeſt wird mitgeteilt; Feſttag iſt der
10. Auguſt. Jn 7 Lokalen in der Stadt und 2 in Kleinw erg
iſt die Feier gleich. Der Umzug geht mit Muſik um 2 Uhr vom
Schweinemarkt ab. Ueber den Paritätiſchen Arbeitsnachweis hat der
Landrat mitgeteilt, daß ein Geſetz hierüber bald zu erwarten iſt, nnd
das Kartell die Angelegenheit vertagen möchte. Es wurde demgemäß
beſchloſſen. Vom Volkshochſchulausſchuß wird für eine Wiederholun
der Opernaufführung eine beſſere Organiſation des Kartenverkau
verlangt Jm Sommer werden keine Vorſtellungen mehr aufgeführt
werden. Jm Winter ſollen vom Oktober an drei Opern und dreiklaſſiſche Schanſpiele vom Halleſchen Stadttheaterperſonal geſpielt
werden. Ebenſo drei klaſſiſche Konzerte. Vom Volkshochſchulausſchuß
wurde noch berichtet: Als Themen für die im September beginnenden
Kurſe ſind vorgeſehen: 1. Wittenberger dige hen 2. Deutſche
Sitten und Gebräuche, 3. Führung durch die Lutherſtätten, 4. Leib
und Seele, 5. Sozialismus, 6. Familienrecht, 7. Ernährungsfragen,
3. Entdeckung der Erde durch den Menſchen, 9. Phyſik, 10. Kohle,
Eiſen, Gold, 11. Siedlungsweſen und Kleintierzucht, 12. Einführung
in die Kunſt, 13. Deutſch, Rechnen, Rechtſchreiden, Brieftunde uſw.
14. Gewerkſchaftskunde, 15. Erdbeben und Erdforſchung.

Pieſteritz. Reichsſtickſtoffwerke. Anläßlich der Arbeitsruhe
am Begräbnistage der Genoſſin Roſa Luxemburg hat der Zentral-
vorſtand Berlin den Arbeitern die tariflich feſtgelegte Bezahlung des
Urlaubes entzogen. Es verſtößt dieſe Maßnahme nicht nur gegen
das Recht, ſondern auch gegen die Piten Sitten. Der größte Teil
der Arbeiterſchaft hat ſeinen Urlaub ſchon weg. Nur die, welche nun
ihren Urlaub nach der oben erwähnten Arbeitsruhe nehmen wollen,
ſollen leer ausgehen auch wenn ſie an dieſem Tage Dienſt tun mußten.
Es iſt Klage beim Schlichtungsausſchuß in Berlin anhängig gemacht
worden. Jn der letzten Betriebsverſammlung konnte leider ein Be
ſcheid noch nicht bekannt gegeben werden, da noch keine Verhandlung
ſtattgefunden hat. Jn dieſer Verſammlung wurde noch bekanntgegeben,
daß der Ingenieur Steff der Direktion Mitteilung machte, daß ervon ſeinem Fenſter im Bureau aus geſehen hat, daß viele Arbeiter

ſich während der Arbeitszeit Zeitungen gekauft hätten. Durch der
Betriebsrat wurde feſtgeſtellt, daß es hauptſächlich Bau und andere
beim Werk beſchäftigte Firmen ſind, welche Mittagspauſe machen, und
deren Leute ſich da eine Zeitung kaufen. r wurde betont, daß
den Betriebsleitern und ſonſtigen Beamten das B. T. und der Lok.Anz
durch Boten des Werkes ins Bureau und ins Haus geliefert wird.

Annadurg. Eine unſoziale Maßnahme. Durch die vieler
Heidelbeeren die es hier gibt, iſt es mancher Familie n r
einen billigen Brotaufſtrich oder auch, wenn Frauen un n
ſammeln gehen, ſich einen kleinen Nebenverdienſt zu verſchaffen. Das
ſcheint aber in dieſem Jahre vereitelt zu werden und zwar dadurch,
daß die Heidelbeerzettel für die Militärknaben ſowohl wie für die
Vorſchüler verausgabt ſind, und die Einwohner von Annaburg noch
gar keine Zettel haben. Die Vorſchüler und die Militärknaben gehen
kompagnieweiſe in den Wald und holen den Annaburgern die Beeren
weg. Denn wo eine ſolche Kompagnie geweſen iſt, braucht niemand
mehr hinzugehen. Vorſchüler und auch Militärknaben werden von
der Militärverwaltung unterhalten; es iſt alſo ein Ünrecht, wenn
ihnen erlaubt wird, den Leuten den Verdienſt wegzunehmen. r
iſt es vorgekommen, daß Lehrer von der hieſigen Gemeindeſchule
den Kindern jn die Beeren gehen, aber die Beeren für ſich in Anſorzs
nehmen. Ueber dieſe Angelegenhgt muß im Schulvorſtand ein
Wert n geſprochen werden. Wenn der betr. i Beeren haben
will ſo ſoll er auch wie alle anderen Familien achew
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Und es iu i der alt.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 9. Juli 1919

Zur Beurteilung des Wohnungsmarktes.
(Schluß.)

Die fetzrge Lage des Wohnungsmarktes re ver
eifekt, wenn uns von nun an wieder die normalen lfeichkeiten zu Gebote ſtänden. Die Ausführung eires es

beanſprucht etwa 6 bis 9 Monate; hätte man nach R der
Kriegsteilnehmer ſofort und in cher Umfange bauen nen,

die bitterſte Not ſchon iſo nter uns. Aber, man weiß, ſowie c orbedingungen dazu fehlten. Bauſtoffe, ſo vor allem
gelſteine, Kalk, Zement, ſind nicht verfügbar. Die Zunge

cage iſt heute im weſentlichen eine Kohlenfrage. Von etwa 18
iegeleien, die vor dem Kriege in Deutſchl arbeiteten, ſind in

den letzten Jahren nur ungefähr 200 im Betrieb geweſen, und ihre
s n wurden faſt ansſchließlich zu militäriſchen oderRüſtungs zwecken verbraucht. Die Vorräte ſind aufgebraucht, unddie Wiederinbetriebnahme hindert der Mangel an Kohle ären
aber ſelbſt Kohlen in ausreichender Menge gefördert und ange
ahren eine angeſichts der Transportnot ſchon gegenſtandsloſe
innahme würde es doch mindeſtens 6 Monate dauern, bis

die Ziegel gebrannt. h und verwendbar wären. Dieſe
Verzögerung müßte der Hausbau unter allen Umſtänden erleiden.
Die wenigen Bauvorhaben, die zurzeit verwirklicht werden, be
ſtätigen nur dieſe Regel.

Aber das Bauen iſt jetzt überhaupt ein völlig unrentables und
unſicheres Geſchäft, das nur von 3 Körperſchaften, gemeinnützigen Bauvexeinen uſw. unter Zu ilfenahme von öffentlichen
Ferhg“ und erheblichen Zuſchüſſen aus ſtaatlichen und ſtädtiſchen
Fonds in Angriff genommen werden kann. Naturgemäß d
dieſe Mittel nur beſchränkt und bei der ſonſtigen verzweifelten
Finanzlage nicht dauernd ergänzungsfähig. Das Bauen iſt gegen

üher mindeſtens vier- bis fünfmal teurer geworden. Etwa
45 Prozent ſämtlicher Baukoſten ſetzen ſich unmittelbar, etwa
weitere 35 Prozent mittelbar aus Löhnen zuſammen. Deshalb iſt
ein Sinken der Baukoſten bei den jetzigen hohen Löhnen aus
geſchloſſen. Eine neuerbaute, aus Stube Kammer und Küche be
ſtehende Arbeiterwohnung von 800 Mark Vorkriegsmietwert
wärde heute mindeſtens 1200 Mark Miete beanſpruchen.

raktiſch bedeutet dies, daß wir noch auf fünf Jahre mit einem
völligen Darniederliegen der Bautätigkeit und ſchwerſten Woh-
nungskriſen zu rechnen haben werden, wenn der Frage nicht vom
andern Ende her beigekommen wird, d. h. wenn ſich nicht die Nach
frage vermindern oder auf grundſätzlich anderm Wege eine Löſung
gefunden werden ſollte.
Die Nachfrage nach Wohnungen und nach ſtädtiſchen Wohnungen
kann, ganz anormale Fälle ausgenommen, einmal durch Ab
wanderung auf das Land, zum andern durch Auswanderung
zurückgehen. Die Auswanderung wird uns nach den vorläufi
Friedensbedingungen von unſeren Feinden verwehrt, die an
wünſchenswerteſte Ahwanderung auf das Land iſt dadurch ge
hemmt, daß gw auf dem Lande Wohnungen fehlen. Jmmerhin
wird man annehmen können, daß das Land noch eher aufnahme-
fähig iſt und daß ſich eine, guch aus anderen Gründen notwendige
Auflockerung der Städte vollziehen wird. Weil ſich aber alle dieſe

alle

Wandlungen und Umgeſtaltungen noch nicht überſehen laſſen,
weil unſere ganze Wirtſchafts und Lebensform in Umbildung be
griffen und die geſamtvpolitiſche Lage ungeklärt iſt, auch deshalb
werden ſo langwierige und umſtändliche Arbeiten, wie ſie mit dem
Wohnungsbau zuſammenhängen, kaum in größerem Umfang in
Angriff genommen werden. Wenn niemand weiß, was der nächſte
Tag bringt, welche Umwälzungen ſich morgen ſchon vollziehen
werden, ob vor allem das Wohnbedürfnis in den Städten bei der
Zugrunderichtung unſerer n und unſeres Handels über-
haupt ein dauernd ſtarkes bleibt, wer möchte es da unter
nehmen, ſo weit vorauszudenken und ſich in immer weiter ſtei-
geride und ganz uferloſe Unkoſten und ierigkeiten zu begeben?

Es wird in allererſter Linie die Not ſein, die, ſo paradox es
klingt, auch unſere jetzige Wohnungsfrage zwar nicht in befrie-
digender Weiſe löſen das iſt in dem blutarm gewordenen
Deutſchland nicht mehr i ſo doch zu einigermaßen erträg-
licher Beantwortung bringen wird. Daß von den Mitteln, die uns
noch verbleiben, der denkbar größte Bruchteil für Wohnungs- und
Siedlungsbauten bexeitgeſtellt werden muß, g. ſelbſtverſtändlich.
Die verfügbaren Mittel und der Bedarf an Wohnungen und an
einwandfreien Wohnungen dürften aber noch lange Zeit hinaus
in ſchreiendem Widerſpruch zueinander ſtehen. Wie iſt Rettung
möglich? Die Vermögensabgabe, die kommenden Steuerlaſten,
die auf die Schultern der Veſitzenden und wirklich Leiſtungsfähigen
itg er den müſſen, werden auch in der Wohnungsfrage das
ihrige tun.Daß die Vermögensabgabe auf dem Lande vielfach in der Form
entrichtet werden muß, daß Land in Naturga abgetreten wird, das
dann der Sledlung und inneren Koloniſation unmittelbar dienen
könnte, iſt ſchon mehrfach erörtert worden. Eine Wirkung der
Vermögensabgabe und des allgemeinen Steuerdruckes in der
Stadt wird in bevorzugteren Wohngegenden die n daß Woh
nungen aufgeteilt werden. Erfahrungsgemäß das Wohn
bedürfnis am leichteſten einſchränkbar; notwendige Erſparniſſe
werden am eheſten an der Miete vorgenommen.

Der Wunſch nach Wohnungsverkleinerung wird aus den eben-
erwähnten Gründen in der nächſten Zukunft allgemein ſein; die ſe
Möglichkeit dazu iſt jedoch vorläufig nur durch die Wohnungsauf-
teilung gegeben. dabei vielfach erhebliche techniſche
Schwierigkeiten zu überwinden ſein werden, die den Scharfſinn
tüchtiger Architekten erfordern, iſt nicht zu verkennen; immerhin
wird man ſich hier erinnern dürfen, daß Wohnungsaufteilungen
in alt und unmodern gewordenen Häuſern für anſpruchsloſere
Mieter ſchon immer üblich waren; es iſt nicht einzuſehen, warum
ſie unter dem Druck der Notwendigkeit nicht in größerem Umfang
durchführbar ſein ſollten.

inem über das Notwendige hinausgehenden Anſpruch an
Wohnraum könnte fernerhin durch eine Luxusmietſteuer begegnet

erden. Sie dürfte überhaupt erſt bei einer gewiſſen Größen-
aſſe, eiwa 5—-6 Zimmern, beginnen und im weſentlichen die

de der Bewohner berückſichtigen, um der ohnedies beſtehenden
eigung, an der Wohnung und nur an der Wohnung zu ſparen,

nicht allzuſehr und in den Fällen Vorſchub zu leiſten, wo eine
größere Ausdehnung der Familie dringend erwünſcht wäre. Die
Erträgniſſe dieſer am beſten kommunalen Steuer könnten dem
Hausbau unmittelbar dienen.

Jdeale Löſungen freilich, wie ſie die Einfamilien und Hlein
hausſiedlungen darſtellen, werden durch die angedeuteten Maß-
nahmen im Wohnungsweſen nicht erzielt. Dieſe müſſen wir im
großen und ganzen für beſſere Zeiten zurückſtelen. Mit der
größeren Nivelierung der Einkommen und der allgemeinen
Lebenslage wird eine Nivellierung und Demokratiſierung auch im
Wohnungsweſen verbunden ſein. Die Aufteilung der großen
Wohnungen iſt, ſolange noch die allgemeine Siedlung im Eiu-familienhaus auf ſich warten laſſen muß, der erſte Schritt dazu.

Die „Vermöbelten
Mit roten und grünen und ſchwarzen Käppis aus Seide, Stoſf
vder Samt me ſt re ſchön kitſ igbunt einige ſogar mit
goldenem Eichenlaub beſſickt, und mit farbigen Bändchen die Bruſt
überzogen, gehen ſie auf allen Straßen, im Zoologiſchen Garten.
im Theater und anderswo. Und ſchwarze „Schönheitspfläſterchen
haben ſie im Geſicht am Kinn an der Stirn. Die ſind abe
nicht ſo hübſch klein und kreisförmig, wie ſie einſt Madame Pompa-
dour getragen. Große Pflaſter ſind es aus ſchwarzem Stoff, die
durch eine lange ſchwarze, un den Kopf herumgehende Strippe an
den fraglichen Geſichtsteilen feſtgehalten werden. Ein anderer
hat ſogar nach Großvatermanier eine ſchwarzſeidene Kappe auf dem
kahlraſierten Schädel.

ren ſie den „vermöbelt“ haben! 9 die Ks ſeitig mit
er ſie können es ja nicht laſſen. ſich die Köpfe gegenſeitig mSchlägern und. Rapieren zu bearbeiten. Die Dummheit irbt doch

r, ſich von überkommenen
mlernen iſt verdammt ſchwer.
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Alſo: Menſur iſt höchſtes Jdeal!
Caféhaus oder Baridyll: Vorgeſchrittene Stunde:

Herr Sie haben mich fixiertl“ Anſchließender Kartenaustauſch
auf dem Lokus!

Zweiter idealſter Kebenszweck: Saufen! x
Gott ſei Dank, daß das Bier von heute nur beſſere Limonade

„Aeh, mein

iſt, die ſo matt wie ihre Seele. Gott ſei Dan Je käätige
für dieſe Leutchen. Für andere Leute dürfte es entſchieden kräftiger
ſein. Und ich ſehe und höre dieſe Leutchen bei ihren Kneipabenden:
„Ach Sache mit Majeſtät Amerongen ſchandbar!“ Und
dann machen ſie „Riſches“, weil es der gottſelige Großvater Kraut
junker auch ſchon getan.

Die anderen machen mit, nicken zuſtimmend mit den et
da es ja zum Komment zum guten on gehört. dieſen Köpf
chen ſpukt auch ſo etwas von einer nationaliſtiſchen Gegenrevolution
in teutſcher Treugemeinſamkeit mit dem herrlichen „Bund deutſcher
Männer und Frauen zum Schutze der perſönlichen Freiheit und des
Lebens Wilhelms II.'.

Farbentragende nationaliſtiſche Verbindungen ſind eben die
Treibhäuſer des völkerverheyenden Chauvinis-
m us und dadurch mit verantwortlich für neue Kriegsmöglichkeiten.

Dagegen unſere jfun ſozialiſtiſchen Studenten
vereinigungen, Die kennen keine Couleur. Keine Müzchen
und Bruſtbändchen. Keinen Saufzwang. Kein: „Aeh beleidigt.
Meine Kartel Wir werden uns ſchlagen! Sie werden mir Genug-
tuung geben!l“

Die ſozialiſtiſchen Studenten arbeiten kennen keine Früh-
und Dämmer- und Nachtſchoppen, laſſen ſich in ihrem kleinen Zirkel
Vorträge halten über alles Wiſſenswerte durch Männer der Praxis,
ſo über Preſſeweſen uſw., und denken darüber nach, wie ſie an der
Beſeitigung kapitaliſtiſcher Ausbeutung auch des geiſtigen Prole
triats mitarbeiten können.

Der Anhang der ſozialiſtiſchen Studentenvereinigungen wächſtvon Tag zu Tag, da e ernſthaft an einer Aufwärtsentwicklung
aus dem Zuſammenbruch mitwirken wollen. Daher ſtrömen ihnen
die ernſt zu nehmenden Studenten zu

Die anderen aber die Farbentragenden, aſchreienden
kneipen mittlerweile, hauen Löcher in die Luft oder Durchzieher
auf die Wangen zur gegenſeitigen Verſchönerung. Gott ja
jedes Tierchen hat ſein Pläſierchen! Und ſicherlich reiben ſie bei
ihren Kommerſen Salamander auf den Ex- Wilhelm. Solange ſie
dies hinter verſchloſſenen Türen tun, gönnt man ihnen das zweifel
hafte Vergnügen. Wenn ſie aber in aller Oeffentlichkeit in dieſem
veralteten Geiſte demonſtrieren, dann brauchen ſie ſich nicht zu
verwundern, wenn ſie neben ihrer Selbſtvermöbelung auch von
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Andersdenkenden „vermöbelt“ werden. Geiſtig natürlich!
MaxEcdk-Troll.

Schauriges Nachſpiel einer Kriegsbeſchädigten
demonſtration.

Die Vorfälle, welche ſich anläßlich einer Demonſtration von
weit über tauſend Kriegsbeſchädigten am 12. Januar ereigneten,
hatten jetzt ein Nachſpiel vor dem Schwurgericht. Herr Ober-
bürgermeiſter Dr. Rive ſollte damals bekanntlich haben, die
Kriegsinvalidenbildeten ein Verkehrshinder-n i s, worauf dieſe beſchloſſen, eine Demonſtration vor dem Rat-
hauſe zu veranſtalten. Da Herr Rive nicht im Rathauſe war,
bewegte ſich die Demonſtration nach ſeiner Wohnung am Kirchtor.
Leider miſchte ſich die Polizei ein, da der ber Polizei
inſpektor Goldmann glaubte, die Wohnung des Oberbürger-meiſters ſchützen zu müſſen. Wie falſch dies war, ging ſchon dar
aus hervor, daß dem Polizeiinſpektor dort zugerufen wurde: „Das
von 1910 wollen wir euch noch gedenkenl“ Gemeint war damit
der unvergeßliche Blutſonntag, wo friedliche Arbeiter, die für das
allgemeine, gleiche und direkte r zum Preußiſchen Ab-
georhnetenhaus demonſtrierten, zwiſchen Poſt und Stadttheater
von der Polizei niedergeknüppelt wurden, wobei bekanntlich Herr
Goldmann eine hervorragende Führerrolle ſpielte.
die Demonſtranten am 12. Januar am Kirchtor anlangten, hatte
ſich eine nach Hunderten zählende Menge dort angeſammelt und
das Eingangstor zum Garten der Riveſchen Villa aufgedrückt.
Die paar Mann Polizei waren natürlich machtlos und auch voll
kommen überflüſſig, denn die Leitung der Demonſtration hatte
bereits für ausreichenden Schutz durch Ordner und außerdem
durch 40 Soldaten der Sicherheitswehr Sorge getragen. Als nun
noch der wenig beliebte frühere Adjutant Wehdemanns, Poligzei-
kommiſſar Miethke anlangte, hielt ihn die erregte Menge auf
und vergriff ſich tätlich an ihm. Er bekam eine e Prügel,
und dabei hatte ſich der 22jährige Kriegsinvalide Otto Böttge,
der den Demonſtranten voranggegangen war, beteiligt, indem er
M. mit ſeiner Krücke zweimal beftig über den Kopf ſchlug, ſo
daß eine ſtark blutende Wunde entſtand. Der Demonſtrationszug
ſel 4 am Botaniſchen Garten bereits Halt gemacht, da eshieß mit aſaunengeg r hielte die Villa des Ober
bürgermeiſter beſezt. Die übrigen Beamten wurden ſpäter durch
Mannſchaften unbehelligt fortgeleitet. Außer der Mißhandlung
des M. paſſierte nichts. Wegen dieſer Vorgänge ſtand jetzt Böttge
vor dem Schwurgericht und wurde des ſchweren Aufruhrs
ſchuldig geſprochen unter Zubilligung mildernder Umſtände. Das
Urteil lautete auf zwei Jahre drei Monate Gefäng-
nis unter Einbeziehung einer fünfmonatlichen h
die B. bereits verbüßt. Von den „mildernden“ Umſtänden
merkt man nicht viel bei dieſem Urteil. Der unglückliche Kriegs-
verletzte, der durch die en Tung Rives ſchevergereizt war, kann
nun jahrelang über den „Dank des Vaterlandes nachdenken.
Denn die erkannte Strafe muß als geradezu fürchterlich begeich-
net werden.

Die Arbeitsloſigkeit in der Stadt Halle
hat nach den vorliegenden ſtatiſtiſchen Nachweiſungen nur geringen
Umfang. Bei ſämmtlichen rund 25 gemeinnützigen Stellenvermittlungen
wurden im Mai 3093 männliche und 1464 weibliche Arbeit-
ſuchende neu gemeldet. Zuſammen mit den aus den Vormonaten
verbliebenen Arbeitsloſen waren 4972 männliche und 2083 weibliche
Stellenſuchende vorhanden. Ihnen ſtanden gegenüber 3281 männliche
und 1951 weibliche neu gemeldete offene Stellen, zuſammen mit
den aus den Vormonaten unbeſetzt gebliebenenen waren 5468 männ-
liche und 5017 weibliche Stellenangebote vorhanden. Es konnten
demzufo'ge ſchon ziffernmäßig nicht alle offene Stellen beſetzt werden.
Bei dieſer günſtigen Sachlage iſt freilich nicht zu überſehen, daß in
den Zahlen das Ergebnis des Arbeitsnachweiſes der Landwirt
ſchaftskammer einbegriffen iſt, bei dem beſonders im Mai ein

hervortrat.
Wirklich beſetzt wurden nur 2367 männliche und 1251 weibli he

Stellen. Es verblieb demzufolge immer noch eine erhebliche Hahl
von Arbeitsloſen, was eben ſeine Urſache darin hal, daß nicht für
jeden Arbeitſuchenden ſofort eine paſſende Beſchäftigungsgelegenheit
vorhanden iſt. Von auswärts wurden 3056 männliche und 3294
weidliche offene Stellen gemeldet (eben zum größten Teil landwirt-
ſchaftlicher Art), denen nur 2444 auswärtige oder zugereiſte Stellen
ſuchende gegenüberſtanden. Man ſieht, daß namentlich der Bedarf
von Landorten groß iſt und nicht gedeckt werden konnte. Um Ver-

mittlung von „Aushilſen“ beiund 134 weiblichen beſetzten Stellen. Die Tätigkeit der Halliſchen
Zentralausgleichsſtelle für Arbeitevermittlung, die vom Arbeitsamt
beſorgt wird, war nur eine geringe. Mehr als die Hälfte aller Ver

letariat wirklich Fahrperſonal beteiligen
Verhältnis treten, damit es zur unbedingten

Schon ehe

großer Bedarf an land wirtſchaftlichen Arbeitern und Arbeiterinnen l

Verräter geſucht.
Jn einem Auszug aus dem Amtsblatte der Eiſenbahndirektion Halle

für das Fahrperſonal leſen wir:
eines erzuges, der nur in derHe u r wird, werden in der

nächſte kaceee nsend benötigt:
u ere

i

2 remſer. (Schaffner oder Hilfsſchaffner).
rwendung der betreffenden Bedienſteten wird nur in derSie müſſen in das militäriſche Verhält

nis übertreten und ſich der Reichswehr zunächſt für 8 Monate
verpflichten. Außer den Gebührniſſen der Heimat, s r

idzuſchuß uſw. Teuerungszulage, werden ihnen neben der Löhnung,
ſe der militäriſchen Stellung entſprechend erfolat, freie Verpflegung

ſowie täglich 3 Mk. Reichswehrzulage und 2 Mk. Kampfzulage ge
währt. Die letztere für die Tage, an denen der angergugnt
Aktion tritt) Die Lokführer erhalten außerdem täglich 1.70 Mdie Heizer S Zalage Die Abberufung wird vorausſichtüch

itte Juli erfolgen.n h Vetracht kommenden Bedienſteten ergeht daher
der Aufruf, ſich freiwillig zur Verfügung zu ſtellen und

ich ſofort ſchriftlich zu melden.“ et lni i ilmachun en das revolutionäre Prot 97e ſoll in das militäriſche
Ausführung der Befehle

offentlich findet ſich kein Judas, der fürgezwungen werden kann. He
ienſt dereinige Silberlinge in den egenrevolution tritt.

27 Millionen ſtädtiſcher Etat. Der ſtädtiſche Haushaltsplan
für 1919 liegt nunmehr gedruckt vor. Die Einnahmen und Aus
gaben balancieren mit 27 740 000 Mk., alſo eine Steigerung von
beinahe 50 Prozent. Die Zuſchläge zur Einkommenſteuer betragen
388 Prozent (gegen 220 im Vorjahre), die Gemeindegrundſteuer
beträgt 8,6 Prozent des jährlichen Nutzungswertes der ſteuerpflich
tigen Grundſtücke gleich 280 Prozent des Ertrages der ſtaatsſeitig
veranlagten Grund und Gebäudeſteuer, die Gewerbeſteuer 280
Prozent bzw. 250 Prozent der ſich aus der ſtädtiſchen Gewerbeſteuer-
ordnung ergebenden Steuerſätze. Der Haushaltsausſchuß gedenkt
wöchentlich mehrere Sitzungen abzuhalten, damit der Etat recht
bald im Plenum verabſchiedet werden kann. Wir werden in Kürze
das ganze Etatswerk einer ausführlichen Beſprechung unterziehen.

Gegen den Trinkgeldunfug im Gaſtwirtsgewerbe. Kürzlich
tagte in Halle eine Delegiertenkonferenz der Arbeits gemeinſchaft
ür Gaſtwirtsangeſtellte ſowie beſtehenden Ortsvereine für den

Merſeburg und Anhalt. Die gutbeſuchte Ver
ſammlung befaßte ſich mit dem Entwurf eines Lohntarifs, der ſich
die Beſeitigung des Trinkgeldunweſens für alle Angeſtellten des
Gaſthausgewerbes zum Ziel ſetzt. Die Vertreter ſprachen ſich dahin
aus, daß das jetzige Entlohnungsſyſtem unhaltbar ſei. Sie forder-
ten ſoziale Gleichſtellung ihres Berufs mit anderen Berufen.
dieſes einzig und allein durch feſte Entlohnung erreicht werden
kann wurde ein Tarif entworfen, der den Angeſtellten ein feſtes
Auskommen ſichern und dieſen längſt veralteten Zopf das Trink
geld beſeitigen ſoll.

Drohender Streik der Bankangeſtellten Am Montag abend
fand im Rikolaus eine öffentliche Verſammlung der hieſigen Bank-
angeſtellten ſtatt. Geſchäftsführer Barth el ſprach über das Thema
Die Bankangeſtellten und der Halliſche Ortstarif. Die Pera
war außerordentlich gut beſucht. Jn der Ausſprache wurde feſtgeſtell
daß die durch die Preſſe gegangene Notiz von einem Reichstarif fü
die Bankangeſtellten auf einem Jrrtume berube. Tatſächlich ſei ir
Berlin nur ein Ortstarif für die Berliner Großbanken abgeſchloſſen
der gegebenenfalls auf die Filialen dieſer Großbanken im Reich An
wendung finden kann. Damit iſt für Halle die Lage die, daß di
Angeſtellten einer hieſigen Bank in den Genuß eines Tarifvertrages
kommen. Darum fordern die Bankangeſtellten mit Recht, daß ihr
Anſtellungs- und Gehaltsverhältniſſe im hieſigen Ortstarif mit ge
regelt werden. Die nachfolgende Entſchließung wurde einſtimmit
angenommen: Mehr als 400 Angeſtellte der Bankfirmen Halles er
heben einmütig mit allem Nachdruck Einſpruch gegen die ablehnende
Haltung der hieſigen Bankfirmen, ſich an den Verhandlungen zuw
Abſchluß eines Ortstarifes für die Geſamtheit der Angeſtellten Halles
u beteiligen. Sie fordern mit aller Entſchiedenheit, daß die Bank

firmen ſich ſofort an den Verhandlungen beteiligen und ſind entſchloſſen
mit allen gewerkſchaftlichen Mitteln für ihre berech
tigten Forderungen einzutreten.

Die ſtädtiſchen Einfamilienhäuſer auf dem Roßplatz ſind jetz
Gegenſtand von Bewerbungsſchreiben, die täglich in ſehr große
Zahl beim ſtädtiſchen Wohnungsamt eingehen und deren Angza
ſchon jegt, während ds Baues der Häuſer in gar keinem Verhäl
nis mehr zu derjenigen der verfügbaren Wohnungen teht. E
wird daher, um zweckloſe Anträge auf Zuteilung eines Hauſes z

ſchließlich für kinderreiche Familien von Kriegs-
teilnehmern, Kriegsbeſchädigten uſw. in Betracht
kommen. Die Bewerber müſſen außerdem mindeſtens ſeit dem
1. Auguſt 1914 in Halle gewohnt und hier auch ihren Erwerb
haben. Die jetzigen Wohnungsverhältniſſe der in engere Wah
gezogenen Bewerber werden ſeitens des Wohnungsamtes na
gepruft; ſie geben bei der Zuteilung, ſofern ſie unzureichend ſind,
den endgültigen Ausſchlag.

Zuſchüſſe für Dachgeſchoßbauten. Das ſtädtiſche Wohnungs-
amt macht darauf aufmerkſam, daß Anträge auf Gewährung von
Zuſchüſſen zu Dachgeſchoßbauten von den Hausbeſitzern vor Ein
richtung und Vermietung der betr. Wohnung zu ſtellen ſind.
Später einlaufende Anträge können Berückſichtigung nicht finden,
weil in dieſen Wohnungen in erſter Linie im Wohnungsamt vor-
gemerkte wohnungslos werdende Familien untergebracht werden
müſſen. Gleichzeitig wird mitgeteilt, daß die Bedingungen, unter
welchen Hausbeſitzer, die eine Wohnung im Dachgeſchoß ausbauen
laſſen wollen, die Zuſchüſſe erhalten, weſentlich gemildert worden
ſind. S die Jntereſſe an der Frage nehmen und zu
ihrem Teil zur Behebung der Wohnungsnok mit beitragen wollep,
erhalten im Wohnungsamt, Gr. Berlin 11, I, jederzeit bereitwillig
Auskunft.

Ein Proletarier, der ſich ſelbſt verleugnet. Jn der Akademiſchen
Leſehalle im Roten Turm ſitzt ein kriegsbeſchädigter Proletarier bei
geringem Lohn. Dieſer Mann vergißt im Umgange mit alldeutſchen
Studenten völlig ſeine gute Erziehung. Neulich ſitzt er ganz ge
brochen in ſeinem Stuhl und ſtöhnt auf unſere Frage: Jch bin ganz
alle! Leſen Sie bloß mal die Halleſche Zeitung, die vielen Millionen
Gold, die wir bezahlen ſollen! Wir gaben ihm die gebührende Ant
wort, er ſolle lieber an Breſt-Litowſk denken, an das viele Gold, das
heimlich ins Ausland gewandert iſt, daß nur das Volksblatt das
Organ unſeres Standes ſei uſw. Es hat nichts geholfen! Nachmittags
hängt dieſer Proletarier zuerſt die bürgerlichen Zeitungen aus, von
der proletorierfeindlichen Halleſchen Zeitung ſogar zwei Exemplare!
und verſieht dieſe noch dazu mit auffallenden Kreuzzeichen zum An
ocken Das Volksblatt aber liegt noch lange, oft abends n

auf oder unter ſeinem Tiſch herum Er handelt unklug u
ſpannt die Studentenſchaft auf eine Folter; ſie ſtellen ſich ja ſogar
ſchon ar. um nur zuerſt das Volksblatt in die Hand zu bekommen.
Rein, lieber Zeitungsmaun, da ſind proletariſche Studenten klaſſen
bewußterl! Und wenn man ihnen ſämtliche Unterſtützungen und ſelbſt
das Recht auf Benutzung der Akademiſchen Speiſeanſtalt „eigentlich“
und „von Rechts wegen“ zu entziehen ſich erlauben würde

Mißzſtände im Gerichtsgebände. Die Abortanlagen im Schwür
gerichtesgebäude befinden ſich in einem unerhörten Zuſtande. Sie

handelte es ſich nur bei 694 männlichen der Bedürftige ſie benutzen.

die Herren Staatsanwälte, Richter und Geſchworenen 8

mittag wog UAxbellsgelegenheit entfällt auf das kädn h Arbeitsamt i

ſtarren von Schmutz. Nur mit dem äußerſten Widerſtreben wird

heit gegeben, die abgelegten Kleidungsſtücke aufzuhängen. m
eſe

lagen benutzen müßten, dann wäre längſt Abhilfe
Man ſollte doch wenigſtenz den notwendigſten hygien
Wwrüchen Genüge tun.

chen

vermeiden, darauf aufmerkſam gemacht, daß die Häuſer aus

Auch iſt nicht die geringſte Gelegen-
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Metallarbeiter. Heute abend i ichti nchenm Volkspark wichtige Braberſammlung der Elektromonteure. rer 7 Uhr
Mitgliederverſammlung im Volkspark. Beitragserhöhung, Be
richt vom Gewerkſchaftskongreß. Die wichtige Tagesordnung er-

r S n Proteſt zu erheben gegene Beſchlüſſe des Kongreſſes. Ohne Mitgliedsbuch od ikein Zutritt. Die Ortsverwaltung. s e
Soziagliftiſche Studentengruppe. Unſer Abend am iwoch muß umſtändehalber ausfallen. bertaen uitt
Stadttheater. Heute, Mittwoch, gelangt die Oper Martha zurAufführung, Donnerstag, abends 8 Uhr, findet das c

att, in welchem das RoſsQuartett je ein Werk von Haydn, Beet
oven und Mozart zum Vortrag bringt. Freitag wird Der Zigeuner-

baron gegeben. Sonnabend Wilhelm Tell, Sonntagnachmittags-
Volksvorſtellung: Der G'wiſſenswurm, Sonntagabend: Martha

Eine Voltsvorſtellung findet nächſten Sonntagnachmittag im
Stadttheater ſtatt. Zur Aufführung kommt das Schauſpiel Der
S wiſſenswurm von Anzengruber. Eintrittskarten zum Preiſe von
25 bis 65 Pfennig ſind bis Freitagabend im Arbeiterſekretariat,
Harz 42/44 zu haben.

Erhöhung von Poſtgebühren. Vom 10. Juli an werden ver
ſchiedene Poſtgebühren erhöht, wie eine Bekanntmachung des Reichs

r beſtimmt. Die Eilbeſtellung von Briefſendungen,
Poſtanweiſungen, Wertbriefen. Ablieferungsſcheinen und Poſt
paketen wird im Ortsbeſtellbezirk 50 Pf. (ſtatt 25 Pf.), im Land
beſtellbezirk 100 Pf. (60), von Paketen 75 und 150 Pf. koſten. Die
Gebühr für Beſtellung von Paketen bis 5 Kilogramm wird 30, für
ſchwerere 40 Pf. betragen. Desgleichen ſind erhöht die Gebühren
für die Beſtellung von Wertſendungen und für das Abtragen der
Poſtanweiſungen. Vom 1. Oktober an werden auch für das Ab-
tragen der Zeitungen und Zeitſchriften höhere Gebühren erhoben
werden.

Falſche Raturheilkundige. Wir werden um Aufnahme folgender
Feſtſtellung gebeten: Jmmer wieder wird bei Verurteilungen vonKnrpfuſchern, denen fahrläſſige Körperverletzung, Tötung, Reklame-

ſchwindel, unlauterer Wettbewerb nachgewieſen worden iſt, behauptet,
es handle ſich um „Naturheilkundige“. Sogar wenn irgend ein Ver-
brecher, wie es kürzlich in Brandenburg geſchah, wegen ehyrloſer
Handlungen zu Zuchthaus verurteilt wird, werden die derartig Ab-
geurteilten kurzerhand der Naturheilbemzgung angehängt. Jn den
meiſten Fällen konnten wir feſtſtellen, daß derartige Perſonen weder
dem Deutſehen Verein der Naturheilkundigen jemals angehört haben,
noch zu unſerem Bunde oder der Naturheilbewegung überhaupt Be-
ziehungen unterhalten. Deshalb ſcheint es wichtig, erneut auf den
Schwindel hinzuweiſen, den unlautere Elemente treiben, indem ſie,
ſich der Bezeichnung Naturheilkundiger als Aushängeſchild bedienen,
um Vertrauensſelige einzufangen, mit denen ſie dunkle Geſchäfte vor-
haben. Da durch die Verhandlungen der Landesverſammlung die
Frage der Errichtung neuer Lehrſtühle, durch die den Heilanſchauungen,
die bisher nach dem Worte des Miniſters Haeniſch „im Schatten
geſtanden haben“, Lehrſtätten eröffnet werden ſollen, in den Mittel-
punkt der öffentlichen Erörterungen gerückt worden iſt, ſo iſt von
vornherein anzunehmen, daß wiederum Schwindler ſich dieſer Tat-
ſache für ihre Zwecke bemächtigen iderden. So empfiehlt in
zeitungen ein Ausländer ſein „Naturheillehr-Jnſtitut“ in Berlin; e

ne

ſolltenaus dem wurden beſchimpft, ſie wiedereiner Frau dicht Kopf Se Witeltet Das ſind die
Folgen der Bewaffnung des Bürgertums Betrunkene Mitglieder der
goldenen Jugend m nach durchzechter Nacht beweiſen, daß ihreHand noch ſicher genug zum Schi iſt. Wann wird endlich energiſch

gegen dieſen Unfug eingeſchritten
I

onferenz der örtlichen Arbeiterräte und der ſozial
demokratiſchen Gemeindevertreter des Saalkreiſes.

Am Sonntag, dem 13. Juli, vormittags 11 Uhr, findet im Volks
park zu Halle eine Konferenz der Vertreter obiger Organiſationen
ſtatt. Da es ſich um Erledigung wichtiger Angelegenheiten handelt,
iſt es dringende Pflicht, daß alle Orte des Saalkreiſes vertreten ſind.

Ammendorf. Die Neuwahlen des 2. Diſtrikts haben
ſtattgefunden. Es wurden gewählt: als Diſtriktsführer Genoſſe
Rothe, als Bezirksführer für Radewell Otto Taube, und für Oſen-
dorf Joh. Denkewitz. Jn die Zeitungskommiſſion wurden Franz
Schmidt, Geriſcher, Sander und Angermeier gewählt. Von den
Frauen iſt gewählt für den Diſtrikt Frau Liſt, für den BezirkKRadewen Frau Taube. Für den Bezirk Oſendorf findet
die Wahl am Donnerstag ſtatt. Die Sitzung der Funktionäre
des 1. und 2. Diſtrikts findet am Mittwoch. den 9. Juli, abends
8 Uhr, im Bahnhofsreſtaurant ſtatt. Sämtliche Straßenver-
trauensleute haben ebenfalls zu erſcheinen. Es wird beſonders
darauf aufmerkſam gemacht, daß die Sitzung Punkt 8 Uhr beginnt.

Ammendorf. U. S. P. Heute, Mittwoch, den 9. Juli, abends
8 Uhr, Funktionärſitzung im Bahnhofsreſtaurant. Sämtliche Ver-
trauensleute, auch die der Frauen, haben zu erſcheinen. Es wird
darauf aufmerkſam gemacht, daß pünktlich angefangen wird.

Lieskau. Jn der außer ordentlichen Gemeindever-
treterſitzung wurde zum Antrag der Gemeinde Dölan auf Erhöhung
des Waſſergeldes beſchloſſen, von der Gemeinde Dölau eine klare
Auskunft einzufordern, die aus dem zugeſtellten Schreiben nicht er
ſichtlich iſt. Für Beſchädigungen der Waſſermeſſer ſind die Grundſtücks
eigentümer oder Pächter dafür haftbar, die durch Zirkular daraufhin-
gewieſen werden wollen. Ferner wurde beſchloſſen, daß ſich alle
Gründſtückseigentümer, ſoweit es im Rahmen des Ortsſtatuts liegt,
an die Gemeindewaſſerleitung anzuſchließen haben, reſp. zur Waſſer-
ſtener herangezogen werden ſollen. Die Neuregelung der Kartoffel-
ausgabe ſoll nur unter Zuziehung der Ernährungskommiſſion erfolgen,
und die Verteilung ſoll durch den Gemeindevorſteher und zwei Mit
glieder der Kommiſſion vorgenommen werden. Die Prüfung der
Schulvorſtandsfrage ergab, daß die Wahl am 21. Febrnar 1914 ſtatt
gefunden hat, und wenn eine Aenderung im Wahlverfahren nicht
vorgenommen wird, die Neuwahl im Februar 1920 zu erfolgen hat.

Beeſenlaublingen. Gemeinderatsſitzung. Vom Miniſter
des Jnnern iſt durch den Landrat des Saalkreiſes eine Umfrage über
die Eingemeindung der ſelbſtändigen Gutsbezirke ergangen, damit ſich
die größeren Gemeinden über den dadurch entſtehenden Schaden oder
Nutzen äußern ſollen. Die Vertretung war ſich darüber einig, daß,
wenn die Domäne Neubeeſen und das Poplitzer Gut Laublingen evtl.
auch Poplitz ſelbſt an Beeſenlaublingen fallen, dieſe auch ſelber Grund

verſpricht den auf ſeine marktſchreieriſchen Anzeigen Eingehenden
berufliche vollſtändige Ausbiſdung als Grundlage ihres Auskommens
in der kurzen Zeit von einigen Tagen. Außerdem verkauft er Rezepte
zu Geheimmitteln, die er ſelbſt als ſolche bezeichnet und betont dabei,
wer dieſe Rezepte beſitze, bedürfe überhaupt keiner Fachkenntniſſe,
um Kranken zu helfen und dabei reich zu werden. Wir waren hier-
mit vor dieſem Schwindler, der kaum deutſch ſprechen kann. Wer ſich
über die Naturheilbewegung und die in ihr wirkenden Kräfte, ihre
Forderungen und Ziele unterrichten will, wende ſich an die Vereine
Geſundheitspflege, Naturheilverein Halle Nord, Naturheilverein
Prießnitz.

Die Schießerei hört nicht auf. Jn der Nacht zum Dienstag
wurden die Bewohner der Häuſer Harz und Ecke Karlſtraße durch
eine wüſte Schießerei aufgeweckt, welche zwei junge Burſchen, an-
ſcheinend „Edelſte“ der Nation, denn es war ein Offizier dabei, volk
führten. Mindeſtens 15 bis 20 Schuß fenerten die Helden ab, wie
die Kugelſpuren am Hauſe Harz 38 bezeugen. Die Lente, die erſchreckt

und Gebäudeſteuer zu entrichten haben. Denn wer Rechte haben
will, ſoll auch Pflichten haben, und wenn es eine Domäne iſt. Außer-
dem ſoll Poplitz eine Pauſchalſumme für eine zerfahrene Straße zur
Neupflaſterung zahlen. Bei der diesjährigen Pflaumen- Verpachtung
wird der Pächter angehalten, die geernteten Pflaumen pro Ztr. 10 Mk.
an die Gemeinde zurückzugeben, damit dieſelben an Konſumenten ver
kauft werden. Kohlen an die Ortsarmen wurden bewilligt. Auf ein
Geſuch der Orisarmen H. wurden ihr monatlich 20 Mk. Unterſtützung
als Beihilfe bewilligt. Der Ortsarmen Wtw. D. wurde eine ein-
malige Unterſtützung durch den .Gemeindevorſteher zugeſagt. Danach
gab die Wohnungs- und Fettkommiſſion ihren Bericht. Da die Woh-
nungen ſehr knapp ſind, beantragt Gen. Hoffmann, den Zuzug von
außerhalb zu ſperren.

Lettin. Gemeindevertreterſitzung. Ein Antrag des Herrn
Reinike auf Belaſſung von Gemeindeland wurde abgelehnt. Zu dem
Antrag der Gemeinde Dölau auf Ausgemeindung von mehreren

F

Lohn des Gemeindeſchreibers wurde von 80 auf 50 erhöde. Der
Eingemeindung des Gutsbezirks und der Dölauer wurde
a Zum Schluß ſtellte Genoſſe Pforte im Auftrage

rbeiterrats folgende Anfrage Kann der Gemeindevorſteher Auskunft
eben, ob das in der letzten Sitzung im Pachtvertrag feſtgelegte
uantum Kirſchen (20 Ztr.) noch geliefert wird Nach e

neinenden Antwort von ſeiten des Pächters wird der Gemeinde
vorſteher beauftragt, anderweitig 15 Ztr.zzu beſchaffen.

Lettin. Gefunden. Auf dem Wege von Halle nach Lettin iſt
am eine Uhr mit Kette gefunden worden. Abzu
holen vom Parteiſekretariat, Harz 42/44, Zimmer 23.

Morl. Die für Donnerstag, abends 8 Uhr, einberufene Sitzung
wegen Gründung eines Arbeiter-Geſangvereins findet nicht an dieſem
Tage, ſondern am Sonnabend, abends 8 Uhr, ſtatt.

V.erſammlungsberichte.
Holzarbeiter. Verſammlungsbericht. Jn der am 6. Juli

im Volkspark ſtattgefundenen Verſammlung referierte Kollege Winkler
über die Verſchleppungspolitik der Arbeitgeber. Der Redner legte
mit großer Sachkennitnis die r Situation dar und ſtreifte
nochmals die Verhandlungen und die m Haltung der hieſigen
Unternehmer. Auf Beſchwerde des Arbeitgeberſchutzverbandes an
das Reichsarbeitsminiſterium, beginnen erneut Verhandlungen am
7. a in Würzburg. Jn der Ausſprache hierüber erklärten die
Kollegen: daß nunmehr in der jetzigen Situation, gegenüber der
ablehnenden Haltung der Arbeitgeber, von der letzten Waffe des prole
tariſchen Klaſſenkampfes Gebrauch machen würden. Eine Entſchließung
wurde angenommen, welche beſagt, daß die Holzarbeiter die heraus-
fordernde Haltung der Arbeitgeber nur mit der ſofortigen Arbeits
niederlegnng beantworten. Um die Kollegen vor einer wirtſchaftlichen
Schädigung zu bewahren, erwarten wir bis zum 11. Juli endgültige
Antwort. Jn einer am 11. Juli nach Schluß der Arbeit tagenden
Vertrauensmännerſitzung im Gewerkſchaftshaus ſollen dann die weiteren
Schritte in die Wege geleitet werden. Weiter wird bekannt gegeben,
daß am 16. Auguſt in der Saalſchloßbrauerei ein Vergnügen, in
Form eines Gartenfeſtes, veranſtaltet wird. Zum Schluß weiſt Koll.Winkler noch auf die Urabſtimmung hin und erſucht alle geſchlgzfen

dafür zu ſtimmen.
Generalverſammlung der Banarbeiter. Nachdem der Kaſſierer

den Kaſſenbericht gegeben hatte, machten die Reviſoren bekannt, daß
die Kaſſe in beſter Ordnung iſt. Es wird Entlaſtung erteilt. Es
wurde beſchloſſen, die Einſtellung der im Bureau tätigen Kollegen
nach den auf dem Verbandstage feſtgelegten Sätzen vorzunehmen.
Bei der Wahl des Kaſſierers werden noch verſchiedene Ausführungen
gemacht, welche ſchon in der letzten Verſammlung beſprochen worden
ſind. Der Antrag, dem jetzigen Kaſſierer volles Vertrauen zu
ſchenken, wurde gegen fechs Stimmen angenommen. Es iſt erforder
lich, den Verbandsbeitrag zu erhöhen es wurde feſtgelegt, daß der
Lokalbeitrag von 30 Pf. beſtehen bleibt, aber an die Hauptkaſſe ſollen
1 Mk. pro Mitglied abgeſchickt werden. Dem Unterkaſſierer
wurde unter Vorbehalt 8 Pf. pro Monat für die Zeitung
ab 1. Juli 1919 gezahlt. Ein Wunſch der Verſammlung,
an die Arbeitgeber heranzutreten wegen einer Lohnerhöhung,
weil die Lebensmittel immer mehr ſteigen ſtatt zu fallen, wird ein
ſtimmig angenommen. Die Verwaltung wird beauftragt, recht bald
die nötigen Schritte einzuleiten. Dann wird noch darauf aufmerkſam
gemacht, daß auf jeder Bauſtelle Vertrauensleute vorhanden ſein
müſſen.
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